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Von Matthias Dreyer. Sich 
Geld leihen, Schulden ma-
chen, galt früher als gesell-
schaftlicher Makel – heute 
werden Schulden schönfär-
berisch „Sondervermögen“ 
genannt, mittlerweile in der 
politischen Kommunikation 
ein gern genutzter Begriff. 
Da vielerorts im Land die 
Straßen kaputt, die Brücken 
baufällig, Turnhallen schim-
melig und Schultoiletten un-
benutzbar sind, hat der 
Bund Kredite in Höhe von 
500 Mrd. Euro aufgenom-
men, die für Investitionen in 
die Infrastruktur und die Kli-
maneutralität in Deutsch-
land genutzt werden sollen. 
Von diesen 500 Mrd. Euro 
sollen die Bundesländer 100 
Mrd. Euro erhalten, das 
Land Brandenburg profitiert 
von knapp 3 Mrd. Euro und 
hat daraus das sogenannte 
„Zukunftspaket Branden-

burg“ geschnürt, wobei die 
Hälfte des Geldes, 1,5 Mrd. 
Euro, an die Kommunen für 
die eigenverantwortliche 
Verwendung für Investitio-

nen in den Bereichen Infra-
struktur, Brand- und Katast-
rophenschutz und Innere 
Sicherheit sowie Bildung 
und Sport gehen soll. Für 
Neuenhagen bedeutet das: 
knapp 6,9 Mio Euro, die so-

wohl als Einmalbetrag so-
fort oder aber in jährlichen 
Tranchen abgerufen wer-
den können. Die umliegen-
den Städte und Gemeinden 

erhalten ebenfalls Geld: 
Hoppegarten knapp 5,3 Mio. 
Euro, Altlandsberg 3,5 Mio. 
Euro, Fredersdorf-Vogels-
dorf 5,6 Mio. Euro. Doch 
wofür sollen die Mittel ver-
wendet werden? Seit Jah-

ren schon gibt es den viel-
fach geäußerten Wunsch 
nach einem nahen Hallen-
bad: Schulkinder können 
dort ganzjährig schwimmen 
lernen, ein Sport- und Frei-
zeit-Treffpunkt für alle Ge-
nerationen könnte entste-
hen. Wenn sich Neuenhagen 
und die umliegenden Orte 
zusammentun und – ge-
meinsam finanziert - ein 
solches Projekt auf den 
Weg bringen würden, könn-
te ein langgehegter Wunsch 
Wirklichkeit werden, als 
Standort bietet sich das 
verkehrsgünstig gelegene, 
ehemalige KWO-Gelände 
am S-Bahnhof Hoppegar-
ten an. Das aktuell durch 
das Sondervermögen ent-
standene Zeitfenster sollte 
hierfür genutzt werden.

Von U. Broniecki. In der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 13. April 
2026 stand der Vorschlag zur Diskus-
sion und Abstimmung, am Internatio-
nalen Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- 
und Transphobie, dem 17. Mai, sowie 
während des „Pride Month“ im Juni 
vor dem Rathaus die Regenbogenfah-
ne zu hissen und das medial erläu-
ternd zu begleiten. Damit sollte öffent-
lich ein Zeichen gesetzt werden gegen 
Diskriminierung, Gewalt und Ausgren-
zung, denen Menschen aufgrund ihrer 
sexuellen Orientierung oder ge-
schlechtlichen Identität ausgesetzt 
sind. Es soll so für Gleichberechtigung 
und Achtung der Menschenwürde je-
des Einzelnen geworben werden.

Die Initiative dazu war vom Kinder- 
und Jugendbeirat ausgegangen und 
zeigt, dass auch dieses Gremium sich 
aktiv politisch betätigen und gegen 
Hass, Vorurteile und gesellschaftli-
che Ausgrenzung engagieren will.

Die Abgeordneten der Linken, der 
Bündnisgrünen, der SPD, der Freien 
Mitte und Teile der CDU stimmten 
dem Vorschlag zu, während der Block 
aus Parteilosen und AfD mit einigen 
anderen die Annahme mit knapper 
Mehrheit ablehnte. Die in der Diskus-
sion genannten Argumente gegen 
den Vorschlag halte ich für faden-
scheinig: mögliche Kosten der Fahne, 
Notwendigkeit, dann auch andere 

Gruppen zu würdigen oder ein Ver-
weis auf die Bundestagspräsidentin. 
Ich glaube eher, dass dem Grundge-
danken der Toleranz gegenüber An-
dersdenkenden kein Raum gegeben 
werden sollte – das wäre meiner Mei-
nung nach aber fatal.

Jetzt findet also nichts statt. Leider 
wirkt die Ablehnung nebenbei auch 
wie ein Tritt vors Schienbein der Mit-
glieder des Kinder- und Jugendbei-
rats. Wir können nur hoffen, dass die-
ses Abstimmungsergebnis sie nicht 
demotivieren wird.

Von Silke Schaller. Im Be-
reich des Bahnhofs Neuen-
hagen verbindet ein Tun-
nel/Einschnittbauwerk die 
nördlichen und südlichen 
Ortsteile der Gemeinde. Er-
schlossen ist diese Que-
rung aktuell durch Treppen 
sowie lange Rampen. Be-
reits im Jahr 2002 wurde 
die Entwurfsplanung für 
dieses Bauwerk erstellt und 
dabei auch die Frage der 
barrierefreien Erschließung 
– Rampe oder Aufzug – be-
handelt.

Im entsprechenden Erläute-
rungsbericht wurde festge-
halten, dass aus Kosten- 
und Instandhaltungsgrün-
den eine Rampenlösung 
bevorzugt wird. Darüber 
hinaus wurde die bessere 
Nutzbarkeit durch Radfah-
rer als Argument angeführt, 
was insbesondere ange-
sichts der Funktion des Tun-
nels/Einschnitts als wichti-
ge Stadtteilverbindung rele-
vant ist.

Wie inzwischen jeder beob-
achten kann, wird die Ram-
pe von Radfahrern rege ge-
nutzt. Leider halten sich 

dabei nicht alle an die Vor-
schrift, das Fahrrad zu 
schieben; viele fahren auf 
der Rampe. Die Rampen 
wurden hinsichtlich ihrer 
Länge und Neigung so ge-
plant, dass die maximal zu-
lässigen Werte gerade ein-
gehalten wurden. Dies führt 
jedoch dazu, dass beson-
ders gehbeeinträchtigte 
Personen mit Rollator oder 
Rollstuhl vor erhöhten Her-
ausforderungen stehen.

Aus diesem Grund haben 
Die Grünen, unterstützt von 
Der Linken, zu Beginn des 
Jahres einen Beschlussan-
trag in die Gemeindevertre-

tung eingebracht, der die 
Verwaltung auffordert, die 
Möglichkeit eines zusätzli-
chen Aufzugs zu prüfen. 
Für die Nordseite gab es 
bereits im Jahr 2002 erste 
Ideen hierzu.

Uns ist bewusst, dass nicht 
zwingend zwei barriere-
freie Lösungen – Rampe 
und Aufzug – erforderlich 
sind. Dennoch halten wir 
dies für sinnvoll, da die Ver-
bindung eine stark fre-
quentierte Strecke darstellt 
und gerade im Bereich der 
Rampen die mobilitäts-
schwachen Personen oft 
nicht ausreichend berück-

sichtigt werden. Ein Aufzug 
könnte die Nutzung deut-
lich erleichtern, Ängste re-
duzieren und Konflikte ver-
meiden.

Mit Blick auf die geplante 
Errichtung eines zweiten 
Bahnsteigs im Rahmen des 
künftigen 10-Minuten-Takts 
der S-Bahn ergibt sich wei-
terer Handlungsbedarf. 
Hier plant die Deutsche 
Bahn einen Mittelbahn-
steig, der – wie derzeit – 
über eine Rampenlösung 
erschlossen werden soll. 
Die DB wird einen Aufzug 
nur dann vorsehen, wenn 
die Zuwegung bereits nicht 
nur als barrierefrei über 
Rampen erfolgt.

Da das Tunnelbauwerk von 
der Gemeinde Neuenhagen 
errichtet wurde und nicht in 
der Verantwortung der 
Deutschen Bahn AG liegt, 
obliegt die Errichtung eines 
Aufzugs ebenfalls der Ge-
meinde. Auf lange Sicht 
wäre ein Aufzug ein Vorteil 
für alle, die auf Barrierefrei-
heit angewiesen sind. Wir 
als Fraktion Die Linke set-
zen uns dafür ein.

Das Sondervermögen für ein Hallenbad?

Barrierefreiheit der Nord–Süd-Ortsverbindung im Bahnhofs-
bereich NeuenhagenEs geht hier auch darum, ob Verant-

wortung glaubwürdig gelebt wird. 
Denn gerade in Zeiten, in denen viele 
Haushalte spüren, wie teuer alles 
wird, wird genau hingeschaut. Es wer-
den nicht nur Zahlen verglichen. Es 
geht auch um Erwartungen und Prio-
ritäten. Geht es zuerst um die finanzi-
elle Lage der Kommune oder wird zu-
erst die eigene Pauschale bestätigt? 
Wenn letzteres passiert, ist die Rei-
henfolge falsch.

Und Reihenfolge ist in der Politik 
manchmal genauso wichtig wie Inhal-
te. Viele erwarten von dem Bürger-
meister ein klares Signal, welche 
Themen in den nächsten Monaten 
Priorität haben und einen Arbeitsstil, 
der zeigt: Der Bürgermeister steht für 
die Gemeinde. 

Natürlich ist es richtig, dass kommu-
nale Entschädigungen geregelt wer-
den. Auch Pauschalen können sach-
lich begründet sein: Der 
Bürgermeister hat Aufwand, reprä-
sentiert, organisiert, fährt zu Termi-
nen und besucht Orte nicht nur im 
Gemeindegebiet. Wichtig ist: Es geht 
dabei um Aufwand, nicht um Extra-
Vorteile. Doch gerade deshalb müs-
sen solche Regelungen klar sein und 
sichtbar begründet werden. Es geht 
auch um Transparenz.

Transparenz heißt dabei konkret: Wo-
für gibt es die Pauschale, welche 
Grenzen gelten, wie wird überprüft, 
dass sie in einem angemessenen 
Rahmen bleibt? Die eingereichte Vor-
lage wirkte nicht wie das Schließen 
einer sachlichen Lücke, sondern wie 

ein bewusstes Setzen eines Rah-
mens. Selbst wenn die rechtliche 
Grundlage besteht, bleibt das politi-
sche Signal.

In der Abstimmung über die Vorlage 
haben wir erreicht, dass nicht pau-
schal der Höchstsatz für die neue 
Amtsperiode bestätigt wurde. Dieser 
kann durch den Gesetzgeber ja je-
derzeit nach oben angepasst werden. 
Jetzt steht eine Summe im Beschluss 
und die Zahlung der pauschalen mo-
natlichen Aufwandsentschädigung 
ist auf 125 Euro begrenzt.

Denn Bürgerinnen und Bürger wollen 
zu Recht wissen, wofür ihr Geld ein-
gesetzt wird. Es geht um öffentliche 
Mittel.
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Nach einer Wahl geht 
es um mehr als um 
Protokolle. Jede neue 
Amtsperiode beginnt 
mit Erwartungen: an 
einen Neustart, an 
Arbeit, an Prioritäten 

– und vor allem an Respekt gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern. Umso 
befremdlicher ist, was direkt nach der 
Wahl geschehen ist. Als eine der ers-
ten Amtshandlungen wollte sich der 
Bürgermeister bestätigen lassen, 
dass eine „Pauschale für Dienstauf-
wandsentschädigung“ also eine pau-
schalierte Zusatzleistung – auch für 
die neue Amtsperiode gezahlt wird. 
Diese ist steuerfrei und sollte in Höhe 
des Höchstbetrags von derzeit 225 
Euro monatlich gezahlt werden.

Das klingt auf den ersten Blick nach 
einem formalen Verwaltungsschritt. 
Doch genau das ist der Punkt: Es ist 
neben der Sache an sich, auch der 
Zeitpunkt und das Signal, das damit 
gesetzt wird.

Am 15. Februar 2026 war Bürgermeis-
terwahl und die neue Amtsperiode be-
gann am 13. Mai 2026. Aber bereits am 
3. März 2026 hat die Verwaltung eine 
Vorlage über die Zahlung einer pau-
schalen Dienstaufwandsentschädi-
gung für den Bürgermeister vorbereitet.

Verwaltung braucht Regeln, und auch 
die Entschädigung von Amtsinhabern 
ist grundsätzlich ein legitimes Thema. 
Aber wenn vor Beginn der Amtsperio-
de eine Entscheidung herbeigeführt 
wird, die unmittelbar die eigene finan-
zielle Position betrifft, entsteht bei 
vielen Menschen der Eindruck: Zuerst 
wird abgesichert, dann wird gearbei-
tet. In den ersten Tagen sollte es nicht 
primär um die Bestätigung von Pau-

schalen gehen, sondern um Klarheit 
über die wirklich drängenden Proble-
me der Gemeinde: Welche Projekte 
werden als erstes angepackt? Wie 
werden knappe Mittel eingesetzt? Wie 
kann gespart werden? 

In dieser Lage geraten auch Personal- 
und Verwaltungsaufwände zuneh-
mend in den Fokus. Besonders dann, 
wenn es um die Frage geht: Wie kann 
gespart werden? Das betrifft auch die 
Dienstaufwandsentschädigung für 
Bürgermeister. 

Auch wenn es eine entsprechende 
Regelung bereits früher gab, ist die 
Notwendigkeit neu zu prüfen – auch 
unter dem Aspekt der zwischenzeit-
lich erheblichen Steigerung der Bezü-
ge des Bürgermeisters.

Die Frage ist nicht, ob ein Amtsinhaber 
Aufwand hat – das hat er in der Regel 
ganz zweifellos. Die Frage ist viel-
mehr: Wie lässt sich dieser Aufwand 
so steuern, dass er nachvollziehbar, 

fair und wirtschaftlich bleibt? Und wie 
verhindert man, dass Pauschalen oder 
Erstattungen zum Auffangbecken für 
alles Mögliche werden?

Natürlich kann man argumentieren: 
Dienstaufwandsentschädigungen sind 
in der Kommunalbesoldungsordnung 
geregelt. Sie sollen Aufwand aus der 
Amtsausübung abdecken, der nicht 
vollständig über Einzelnachweise er-
fasst werden kann. Allerdings vergaß 
die Verwaltung in ihrer Argumentation 
die Einschränkungen, die das Besol-
dungsgesetz des Landes Brandenburg 
vorgibt, zu berücksichtigen. Danach 
dürfen Aufwandsentschädigungen 
nämlich nur gewährt werden, wenn die 
Übernahme von Aufwendungen nicht 
zugemutet werden kann. Und die Zah-
lung pauschaler Aufwandsentschädi-
gungen ist an Erhebungen und Nach-
weise gebunden. Diese fehlten hier 
vollständig.

Ob Aufwendungen – wie zusätzlicher 
Bekleidungsaufwand im Zusammen-
hang mit Repräsentationsaufgaben – 
bei einer Besoldungsgruppe B3 unzu-
mutbar sind, das ist diskutabel. Wir 
halten diese für zumutbar und haben 
das angesprochen.

Denn wenn jemand sehr gut besoldet 
ist, muss besonders streng geprüft 
werden, ob und in welcher Höhe über-
haupt etwas unzumutbar ist.

Es ist auch ein politisches Signal. 
Wenn gespart werden muss, können 
nicht zuerst die eigenen Rahmenbe-
dingungen optimiert werden. Das ist 
politisch riskant – weil Vertrauen nicht 
durch Formalität entsteht, sondern 
durch Glaubwürdigkeit. 

Warum Vertrauen leidet!

Klaus Kann
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Von Matthias Dreyer. Sich 
Geld leihen, Schulden ma-
chen, galt früher als gesell-
schaftlicher Makel – heute 
werden Schulden schönfär-
berisch „Sondervermögen“ 
genannt, mittlerweile in der 
politischen Kommunikation 
ein gern genutzter Begriff. 
Da vielerorts im Land die 
Straßen kaputt, die Brücken 
baufällig, Turnhallen schim-
melig und Schultoiletten un-
benutzbar sind, hat der 
Bund Kredite in Höhe von 
500 Mrd. Euro aufgenom-
men, die für Investitionen in 
die Infrastruktur und die Kli-
maneutralität in Deutsch-
land genutzt werden sollen. 
Von diesen 500 Mrd. Euro 
sollen die Bundesländer 100 
Mrd. Euro erhalten, das 
Land Brandenburg profitiert 
von knapp 3 Mrd. Euro und 
hat daraus das sogenannte 
„Zukunftspaket Branden-

burg“ geschnürt, wobei die 
Hälfte des Geldes, 1,5 Mrd. 
Euro, an die Kommunen für 
die eigenverantwortliche 
Verwendung für Investitio-

nen in den Bereichen Infra-
struktur, Brand- und Katast-
rophenschutz und Innere 
Sicherheit sowie Bildung 
und Sport gehen soll. Für 
Neuenhagen bedeutet das: 
knapp 6,9 Mio Euro, die so-

wohl als Einmalbetrag so-
fort oder aber in jährlichen 
Tranchen abgerufen wer-
den können. Die umliegen-
den Städte und Gemeinden 

erhalten ebenfalls Geld: 
Hoppegarten knapp 5,3 Mio. 
Euro, Altlandsberg 3,5 Mio. 
Euro, Fredersdorf-Vogels-
dorf 5,6 Mio. Euro. Doch 
wofür sollen die Mittel ver-
wendet werden? Seit Jah-

ren schon gibt es den viel-
fach geäußerten Wunsch 
nach einem nahen Hallen-
bad: Schulkinder können 
dort ganzjährig schwimmen 
lernen, ein Sport- und Frei-
zeit-Treffpunkt für alle Ge-
nerationen könnte entste-
hen. Wenn sich Neuenhagen 
und die umliegenden Orte 
zusammentun und – ge-
meinsam finanziert - ein 
solches Projekt auf den 
Weg bringen würden, könn-
te ein langgehegter Wunsch 
Wirklichkeit werden, als 
Standort bietet sich das 
verkehrsgünstig gelegene, 
ehemalige KWO-Gelände 
am S-Bahnhof Hoppegar-
ten an. Das aktuell durch 
das Sondervermögen ent-
standene Zeitfenster sollte 
hierfür genutzt werden.

Von U. Broniecki. In der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 13. April 
2026 stand der Vorschlag zur Diskus-
sion und Abstimmung, am Internatio-
nalen Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- 
und Transphobie, dem 17. Mai, sowie 
während des „Pride Month“ im Juni 
vor dem Rathaus die Regenbogenfah-
ne zu hissen und das medial erläu-
ternd zu begleiten. Damit sollte öffent-
lich ein Zeichen gesetzt werden gegen 
Diskriminierung, Gewalt und Ausgren-
zung, denen Menschen aufgrund ihrer 
sexuellen Orientierung oder ge-
schlechtlichen Identität ausgesetzt 
sind. Es soll so für Gleichberechtigung 
und Achtung der Menschenwürde je-
des Einzelnen geworben werden.

Die Initiative dazu war vom Kinder- 
und Jugendbeirat ausgegangen und 
zeigt, dass auch dieses Gremium sich 
aktiv politisch betätigen und gegen 
Hass, Vorurteile und gesellschaftli-
che Ausgrenzung engagieren will.

Die Abgeordneten der Linken, der 
Bündnisgrünen, der SPD, der Freien 
Mitte und Teile der CDU stimmten 
dem Vorschlag zu, während der Block 
aus Parteilosen und AfD mit einigen 
anderen die Annahme mit knapper 
Mehrheit ablehnte. Die in der Diskus-
sion genannten Argumente gegen 
den Vorschlag halte ich für faden-
scheinig: mögliche Kosten der Fahne, 
Notwendigkeit, dann auch andere 

Gruppen zu würdigen oder ein Ver-
weis auf die Bundestagspräsidentin. 
Ich glaube eher, dass dem Grundge-
danken der Toleranz gegenüber An-
dersdenkenden kein Raum gegeben 
werden sollte – das wäre meiner Mei-
nung nach aber fatal.

Jetzt findet also nichts statt. Leider 
wirkt die Ablehnung nebenbei auch 
wie ein Tritt vors Schienbein der Mit-
glieder des Kinder- und Jugendbei-
rats. Wir können nur hoffen, dass die-
ses Abstimmungsergebnis sie nicht 
demotivieren wird.

Von Silke Schaller. Im Be-
reich des Bahnhofs Neuen-
hagen verbindet ein Tun-
nel/Einschnittbauwerk die 
nördlichen und südlichen 
Ortsteile der Gemeinde. Er-
schlossen ist diese Que-
rung aktuell durch Treppen 
sowie lange Rampen. Be-
reits im Jahr 2002 wurde 
die Entwurfsplanung für 
dieses Bauwerk erstellt und 
dabei auch die Frage der 
barrierefreien Erschließung 
– Rampe oder Aufzug – be-
handelt.

Im entsprechenden Erläute-
rungsbericht wurde festge-
halten, dass aus Kosten- 
und Instandhaltungsgrün-
den eine Rampenlösung 
bevorzugt wird. Darüber 
hinaus wurde die bessere 
Nutzbarkeit durch Radfah-
rer als Argument angeführt, 
was insbesondere ange-
sichts der Funktion des Tun-
nels/Einschnitts als wichti-
ge Stadtteilverbindung rele-
vant ist.

Wie inzwischen jeder beob-
achten kann, wird die Ram-
pe von Radfahrern rege ge-
nutzt. Leider halten sich 

dabei nicht alle an die Vor-
schrift, das Fahrrad zu 
schieben; viele fahren auf 
der Rampe. Die Rampen 
wurden hinsichtlich ihrer 
Länge und Neigung so ge-
plant, dass die maximal zu-
lässigen Werte gerade ein-
gehalten wurden. Dies führt 
jedoch dazu, dass beson-
ders gehbeeinträchtigte 
Personen mit Rollator oder 
Rollstuhl vor erhöhten Her-
ausforderungen stehen.

Aus diesem Grund haben 
Die Grünen, unterstützt von 
Der Linken, zu Beginn des 
Jahres einen Beschlussan-
trag in die Gemeindevertre-

tung eingebracht, der die 
Verwaltung auffordert, die 
Möglichkeit eines zusätzli-
chen Aufzugs zu prüfen. 
Für die Nordseite gab es 
bereits im Jahr 2002 erste 
Ideen hierzu.

Uns ist bewusst, dass nicht 
zwingend zwei barriere-
freie Lösungen – Rampe 
und Aufzug – erforderlich 
sind. Dennoch halten wir 
dies für sinnvoll, da die Ver-
bindung eine stark fre-
quentierte Strecke darstellt 
und gerade im Bereich der 
Rampen die mobilitäts-
schwachen Personen oft 
nicht ausreichend berück-

sichtigt werden. Ein Aufzug 
könnte die Nutzung deut-
lich erleichtern, Ängste re-
duzieren und Konflikte ver-
meiden.

Mit Blick auf die geplante 
Errichtung eines zweiten 
Bahnsteigs im Rahmen des 
künftigen 10-Minuten-Takts 
der S-Bahn ergibt sich wei-
terer Handlungsbedarf. 
Hier plant die Deutsche 
Bahn einen Mittelbahn-
steig, der – wie derzeit – 
über eine Rampenlösung 
erschlossen werden soll. 
Die DB wird einen Aufzug 
nur dann vorsehen, wenn 
die Zuwegung bereits nicht 
nur als barrierefrei über 
Rampen erfolgt.

Da das Tunnelbauwerk von 
der Gemeinde Neuenhagen 
errichtet wurde und nicht in 
der Verantwortung der 
Deutschen Bahn AG liegt, 
obliegt die Errichtung eines 
Aufzugs ebenfalls der Ge-
meinde. Auf lange Sicht 
wäre ein Aufzug ein Vorteil 
für alle, die auf Barrierefrei-
heit angewiesen sind. Wir 
als Fraktion Die Linke set-
zen uns dafür ein.

Das Sondervermögen für ein Hallenbad?

Barrierefreiheit der Nord–Süd-Ortsverbindung im Bahnhofs-
bereich NeuenhagenEs geht hier auch darum, ob Verant-

wortung glaubwürdig gelebt wird. 
Denn gerade in Zeiten, in denen viele 
Haushalte spüren, wie teuer alles 
wird, wird genau hingeschaut. Es wer-
den nicht nur Zahlen verglichen. Es 
geht auch um Erwartungen und Prio-
ritäten. Geht es zuerst um die finanzi-
elle Lage der Kommune oder wird zu-
erst die eigene Pauschale bestätigt? 
Wenn letzteres passiert, ist die Rei-
henfolge falsch.

Und Reihenfolge ist in der Politik 
manchmal genauso wichtig wie Inhal-
te. Viele erwarten von dem Bürger-
meister ein klares Signal, welche 
Themen in den nächsten Monaten 
Priorität haben und einen Arbeitsstil, 
der zeigt: Der Bürgermeister steht für 
die Gemeinde. 

Natürlich ist es richtig, dass kommu-
nale Entschädigungen geregelt wer-
den. Auch Pauschalen können sach-
lich begründet sein: Der 
Bürgermeister hat Aufwand, reprä-
sentiert, organisiert, fährt zu Termi-
nen und besucht Orte nicht nur im 
Gemeindegebiet. Wichtig ist: Es geht 
dabei um Aufwand, nicht um Extra-
Vorteile. Doch gerade deshalb müs-
sen solche Regelungen klar sein und 
sichtbar begründet werden. Es geht 
auch um Transparenz.

Transparenz heißt dabei konkret: Wo-
für gibt es die Pauschale, welche 
Grenzen gelten, wie wird überprüft, 
dass sie in einem angemessenen 
Rahmen bleibt? Die eingereichte Vor-
lage wirkte nicht wie das Schließen 
einer sachlichen Lücke, sondern wie 

ein bewusstes Setzen eines Rah-
mens. Selbst wenn die rechtliche 
Grundlage besteht, bleibt das politi-
sche Signal.

In der Abstimmung über die Vorlage 
haben wir erreicht, dass nicht pau-
schal der Höchstsatz für die neue 
Amtsperiode bestätigt wurde. Dieser 
kann durch den Gesetzgeber ja je-
derzeit nach oben angepasst werden. 
Jetzt steht eine Summe im Beschluss 
und die Zahlung der pauschalen mo-
natlichen Aufwandsentschädigung 
ist auf 125 Euro begrenzt.

Denn Bürgerinnen und Bürger wollen 
zu Recht wissen, wofür ihr Geld ein-
gesetzt wird. Es geht um öffentliche 
Mittel.

»» Fortsetzung von Seite 1

Nach einer Wahl geht 
es um mehr als um 
Protokolle. Jede neue 
Amtsperiode beginnt 
mit Erwartungen: an 
einen Neustart, an 
Arbeit, an Prioritäten 

– und vor allem an Respekt gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern. Umso 
befremdlicher ist, was direkt nach der 
Wahl geschehen ist. Als eine der ers-
ten Amtshandlungen wollte sich der 
Bürgermeister bestätigen lassen, 
dass eine „Pauschale für Dienstauf-
wandsentschädigung“ also eine pau-
schalierte Zusatzleistung – auch für 
die neue Amtsperiode gezahlt wird. 
Diese ist steuerfrei und sollte in Höhe 
des Höchstbetrags von derzeit 225 
Euro monatlich gezahlt werden.

Das klingt auf den ersten Blick nach 
einem formalen Verwaltungsschritt. 
Doch genau das ist der Punkt: Es ist 
neben der Sache an sich, auch der 
Zeitpunkt und das Signal, das damit 
gesetzt wird.

Am 15. Februar 2026 war Bürgermeis-
terwahl und die neue Amtsperiode be-
gann am 13. Mai 2026. Aber bereits am 
3. März 2026 hat die Verwaltung eine 
Vorlage über die Zahlung einer pau-
schalen Dienstaufwandsentschädi-
gung für den Bürgermeister vorbereitet.

Verwaltung braucht Regeln, und auch 
die Entschädigung von Amtsinhabern 
ist grundsätzlich ein legitimes Thema. 
Aber wenn vor Beginn der Amtsperio-
de eine Entscheidung herbeigeführt 
wird, die unmittelbar die eigene finan-
zielle Position betrifft, entsteht bei 
vielen Menschen der Eindruck: Zuerst 
wird abgesichert, dann wird gearbei-
tet. In den ersten Tagen sollte es nicht 
primär um die Bestätigung von Pau-

schalen gehen, sondern um Klarheit 
über die wirklich drängenden Proble-
me der Gemeinde: Welche Projekte 
werden als erstes angepackt? Wie 
werden knappe Mittel eingesetzt? Wie 
kann gespart werden? 

In dieser Lage geraten auch Personal- 
und Verwaltungsaufwände zuneh-
mend in den Fokus. Besonders dann, 
wenn es um die Frage geht: Wie kann 
gespart werden? Das betrifft auch die 
Dienstaufwandsentschädigung für 
Bürgermeister. 

Auch wenn es eine entsprechende 
Regelung bereits früher gab, ist die 
Notwendigkeit neu zu prüfen – auch 
unter dem Aspekt der zwischenzeit-
lich erheblichen Steigerung der Bezü-
ge des Bürgermeisters.

Die Frage ist nicht, ob ein Amtsinhaber 
Aufwand hat – das hat er in der Regel 
ganz zweifellos. Die Frage ist viel-
mehr: Wie lässt sich dieser Aufwand 
so steuern, dass er nachvollziehbar, 

fair und wirtschaftlich bleibt? Und wie 
verhindert man, dass Pauschalen oder 
Erstattungen zum Auffangbecken für 
alles Mögliche werden?

Natürlich kann man argumentieren: 
Dienstaufwandsentschädigungen sind 
in der Kommunalbesoldungsordnung 
geregelt. Sie sollen Aufwand aus der 
Amtsausübung abdecken, der nicht 
vollständig über Einzelnachweise er-
fasst werden kann. Allerdings vergaß 
die Verwaltung in ihrer Argumentation 
die Einschränkungen, die das Besol-
dungsgesetz des Landes Brandenburg 
vorgibt, zu berücksichtigen. Danach 
dürfen Aufwandsentschädigungen 
nämlich nur gewährt werden, wenn die 
Übernahme von Aufwendungen nicht 
zugemutet werden kann. Und die Zah-
lung pauschaler Aufwandsentschädi-
gungen ist an Erhebungen und Nach-
weise gebunden. Diese fehlten hier 
vollständig.

Ob Aufwendungen – wie zusätzlicher 
Bekleidungsaufwand im Zusammen-
hang mit Repräsentationsaufgaben – 
bei einer Besoldungsgruppe B3 unzu-
mutbar sind, das ist diskutabel. Wir 
halten diese für zumutbar und haben 
das angesprochen.

Denn wenn jemand sehr gut besoldet 
ist, muss besonders streng geprüft 
werden, ob und in welcher Höhe über-
haupt etwas unzumutbar ist.

Es ist auch ein politisches Signal. 
Wenn gespart werden muss, können 
nicht zuerst die eigenen Rahmenbe-
dingungen optimiert werden. Das ist 
politisch riskant – weil Vertrauen nicht 
durch Formalität entsteht, sondern 
durch Glaubwürdigkeit. 

Warum Vertrauen leidet!

Klaus Kann

weiter auf Seite 3 »»
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Eine Schwimmhalle stünde dem Mittelzentrum gut zu Gesicht. Foto: pixabay
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ein Hallenbad? ▶ S. 3

 Kommt jetzt das Ende der 
Blaupause? ▶ S. 4 

 Die Lindenstraße wird 
modernisiert.   ▶ S. 5
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Von Michael Assig. Die 
Gemeinde Neuenhagen bei 
Berlin führt eine umfassen-
de Modernisierung der Lin-
denstraße im Abschnitt 
zwischen Rudolf-Breit-
scheid-Allee und Dahl-
witzer Straße aus. Mit dem 
Ausbau sollen die Ver-
kehrsbedingungen für alle 
verbessert werden – für 
Autofahrer, Radfahrer, Fuß-
gänger sowie den öffentli-
chen Nahverkehr.

Die Bauarbeiten begannen 
Ende März 2026 und wer-
den in zwei Bauabschnitten 
durchgeführt. Zunächst 
wird die nordöstliche Stra-
ßenseite aus Richtung 
Rudolf-Breitscheid-Allee 
bearbeitet, anschließend 
folgt der südliche Bereich. 
Nach derzeitiger Planung 
sollte die Maßnahme bis 
Ende November 2026 ab-
geschlossen werden. Auf-
grund unvorhersehbarer, 
erschwerter Bedingungen 
im Baugrund und der damit 
einhergehenden Untersu-
chungen kommt es im Bau-
ablauf zu Verzögerungen 
und entsprechenden An-
passungen der Baukosten.

Mehr Sicherheit für Rad-
fahrer und Fußgänger

Ein zentrales Ziel der Bau-
maßnahme ist die Verbes-
serung der Sicherheit, ins-
besondere für Kinder und 
Jugendliche auf dem 
Schulweg. Künftig sollen 
Radfahrer direkt auf der 
Fahrbahn geführt werden. 
Dafür werden beidseitig 
sogenannte Angebotsstrei-
fen markiert, die Autofahrer 
auf den Radverkehr auf-
merksam machen und ein 
sicheres Miteinander för-
dern sollen.

Zusätzlich entsteht auf dem 
begrünten Mittelstreifen ein 
neuer Weg mit wasserge-
bundener Decke. Dieser 

Weg soll sowohl Fußgän-
gern als auch Radfahrern 
zur Verfügung stehen und 
die vorhandenen Verkehrs-
flächen entlasten. Durch 
die naturnahe Bauweise 
können die Wurzeln der be-
stehenden Bäume besser 
geschützt werden.

Auch die Kreuzungsberei-
che an der Langenbeckstra-
ße und an der Dahlwitzer 
Straße werden sicherer ge-
staltet. Geplant sind erhöhte 
Fahrbahnbereiche, deutlich 
sichtbare Fußgängerüber-
wege und farblich markierte 
Querungshilfen. Dadurch 

wird die Aufmerksamkeit al-
ler Verkehrsteilnehmer er-
höht und die Geschwindig-
keit zusätzlich reduziert 
werden. 

Barrierefreie Bushalte-
stellen und moderne 
Infrastruktur

Im Zuge des Ausbaus wer-
den die bestehenden Bus-
haltestellen vollständig 
modernisiert. Sie erhalten 
größere Warteflächen, bar-
rierefreie Zugänge und 
neue Wartehäuschen. Be-
sonders Menschen mit 
Mobi li täts ein schränk un gen, 
Eltern mit Kinderwagen 
oder ältere Bürger sollen 
dadurch künftig komfor-
tabler und sicherer den Bus 
nutzen können.

Die bestehenden Gehwege 
bleiben grundsätzlich er-
halten und werden nur im 
Bereich der Bushaltestellen 
angepasst. Dort werden sie 
verbreitert, um genügend 
Platz für wartende Fahr-
gäste zu schaffen.

Auch unter der Straße wird 
investiert: Die Trinkwasser-
leitungen wurden bereits 
vor Beginn der eigentlichen 
Straßenbauarbeiten im letz-
ten Jahr erneuert. Zusätz-
lich wird die Straßenent-
wässerung modernisiert, 
der Regenwasserkanal wird 
an die neuen Verkehrsflä-

chen angepasst, um für 
künftige Wetterlagen mit 
Starkregen gerüstet zu sein. 

Lindenstraße bleibt grün
Trotz der umfangreichen 
Bauarbeiten soll der cha-
rakteristische grüne Ein-
druck der Lindenstraße und 
der Gartenstadt Neuenha-
gen erhalten bleiben. Die 
bestehenden Bäume auf 
dem Mittelstreifen bleiben 
weitgehend geschützt und 
erhalten durch die neue 
Straßenaufteilung sogar 
mehr Platz. Während der 
Bauphase werden durch 
besondere Schutzmaßnah-
men die Baumstämme vor 
Beschädigungen geschützt.

Die Tempo-30-Regelung 
bleibt weiterhin bestehen. 
Auch die grundsätzliche 
Straßenführung mit dem 
begrünten Mittelstreifen 
wird nicht verändert.

Einschränkungen wäh-
rend der Bauzeit

Während der Bauarbeiten 
wird es zeitweise zu Ver-
kehrsbehinderungen kom-
men. Der Verkehr wird teil-
weise über die Hohe Allee 
umgeleitet. Auch die Busli-
nien 940 und 943 fahren 
während der Bauzeit über 
eine Ersatzstrecke. Eine Er-

satzhaltestelle ist im Be-
reich Hohe Allee/Dahlwi-
tzer Straße eingerichtet.

Die Gemeinde kündigte an, 
dass die Gehwege mög-
lichst nutzbar bleiben sol-
len. In einzelnen Bereichen 
kann es jedoch zeitweise 
zu Einschränkungen kom-
men, insbesondere rund 
um die Bushaltestellen und 
Kreuzungen.

Mit dem Ausbau der Linden-
straße investiert die Ge-
meinde langfristig in mehr 
Verkehrssicherheit, moder-
ne Infrastruktur und eine 
bessere Aufenthaltsqualität 
für die Bürgerinnen und 
Bürger.

Von Ilka Goetz. Im Novem-
ber 2024 hatte die Verwal-
tung den Vorschlag ge-
macht, den Vertrag mit dem 
IB über die Trägerschaft der 
Blaupause Ende 2026 zu 
kündigen. Das war einfach 
inmitten der Beschluss-Ab-
schnitte über die Erhöhung 
der Zuschüsse aufgenom-
men und hätte wohl auch 
übersehen werden können. 
Der Passus wurde damals 
gestrichen und in der Ge-
meindevertretung mehr-
heitlich betont, dass die 
Verwaltung doch bitte ein 
Konzept vorlegen soll.

Zwei Jahre später steht die 
Frage wieder auf der Agen-
da. Die Verwaltung hat ein 
Konzept vorgelegt, ChatGPT 
hat dabei geholfen, wie man 
im Kultur- und Sozialaus-
schuss erfahren durfte. Zu-
vor wurde eine umfangrei-
che Kinder- und Jugendbe-
fragung durchgeführt und 
eine externe Begleitung die-
ses Prozesses organisiert. 

Einen Workshop-Termin in 
der Blaupause Ende März 
nutzte die Verwaltung 
gleich noch, um eine weite-
re Befragung der Besucher 
hinterherzuschieben. Darin 
ging es hoch her – die Be-
fragungsergebnisse wur-
den zwar im Kultur- und 
Sozialausschuss zitiert, 
sind aber nicht dem Proto-
koll des Ausschusses bei-
gefügt. Vermutlich aus 
Gründen: Bei eingehender 
Betrachtung der Fragen 
wird man den Eindruck 
nicht los, dass hier das Er-
gebnis über die Zukunft der 

Blaupause schon vorher 
feststand.

Die aktuelle Beschlussvor-
lage des Bürgermeisters 
sieht vor, dass die Gemein-
de zum 1. Januar 2027 
selbst die Trägerschaft 
über die Einrichtung über-
nimmt.

Das Betreiben einer Kinder- 
und Jugendeinrichtung ist 
in der Kommune keine 
Pflichtaufgabe, zudem be-
tont das Sozialgesetzbuch 
SGB VIII, dass anerkannte 
Träger der freien Jugend-
hilfe bei der Betreibung von 
geeigneten Einrichtungen, 
Diensten und Veranstaltun-
gen auch zum Zuge kom-
men sollen. Die öffentliche 
Jugendhilfe soll die freie 
Jugendhilfe fördern. In der 
Praxis zeigt sich dies vie-
lerorts in der Trägerschaft 
von Kultureinrichtungen, 
Familienzentren, Begeg-
nungsstätten, Kinder- und 
Jugendeinrichtungen und 
Kindertagesstätten. Ein 
starkes Gemeinwesen lebt 

von  engagierten Verei-
nen, die in den verschiede-
nen Angeboten mit unter-
schiedlichen Partnern und 
vor allem ehrenamtlich En-
gagierten aktiv sind. 

Nun erklärt die Verwaltung, 
ihr Konzept könne durch 
freie Träger nicht umge-
setzt werden. Tatsächlich? 
Und muss es genau dieses 
Konzept („Vision“ hat es die 
Verwaltung genannt) auf 
den knapp 20 Seiten sein? 

Wir sagen: Die Trägerschaft 
für die Jugendfreizeitein-
richtung Blaupause sollte 
auch zukünftig in den Hän-
den eines freien Trägers lie-
gen. Auch mit Blick auf den 
Haushalt der Gemeinde 
sollten wir uns hier nicht 
verzetteln und vor allem 
nicht alles selbst machen. 
Auf Basis der Kinder- und 
Jugendbefragung und der 
Eckpunkte aus der Verwal-
tung könnte der bisherige 
Träger der Blaupause für 
eine Überarbeitung des ge-
genwärtigen Konzepts an-

gefragt werden. Oder aber 
die Gemeinde(vertretung) 
entschließt sich zu einem 
Interessenbekundungsver-
fahren, um Konzept und 
Trägerschaft neu zu verge-
ben. Auch aus der „Vision“ 
ist nicht ersichtlich, warum 
die Umsetzung zwingend in 
kommunaler Trägerschaft 
sein muss. Das können 
auch freie Träger.

Aus unserer Sicht wäre es 
jetzt geboten, mit den Er-
gebnissen der Kinder- und 
Jugendbefragung ein Ge-
samtkonzept für die Kin-
der- und Jugendarbeit vor-
zulegen und dabei die 
regionalen Unterschiede 
ernst zu nehmen. Wie se-
hen denn die Sportangebo-
te aus? Wo können sich 
junge Leute treffen? Und 
wo die älteren? Die bisher 
vorliegende Auswertung 
der Kinder- und Jugendbe-
fragung bleibt bisher an der 
Oberfläche.

Nochmal zur Blaupause: Da 
ist aktuell viel los. Nach 
dem Wechsel der Leitung 
für das Haus und der per-
sonellen Neubesetzung in 
der Blaupause erleben 
nicht nur die Anwohner ei-
nen frischen Wind: Anfang 
2026 wurde das Programm 
überarbeitet, in der Folge 
die Öffentlichkeitsarbeit 
geschärft, der Clubrat ist 
aktiv und die Teenie-Disko 
erfreut sich einer überaus 
großen Resonanz. Es gibt 
durchaus Gründe, den Trä-
ger nicht einfach so vor die 
Tür zu setzen. 

Kommt jetzt das Ende der Blaupause? Lindenstraße wird modernisiert: Sicherer, grüner und barrierefrei

Blaupause. Foto: U. Broniecki

Der Querschnitt der neuen Lindenstraße. Abb. Michael Assig

Aktuelle Informationen aus der Fraktion
Gern geben wir Ihnen an dieser Stelle wieder einen Über-
blick über Entscheidungen, die uns in den zurückliegen-
den Monaten beschäftigt haben und auch für Sie von Be-
deutung sind. Und zwar kurz und knapp.
 

 Sport- und Geschichtspark Bollensdorf
Im Sport- und Geschichtspark Bollensdorf geht es nun um 
die Umsetzung der Ergebnisse der Anwohnerbeteiligung. 
Auf der Fläche vor der Sporthalle soll nicht nur ein Beach-
Volleyball-Feld entstehen, sondern es sollen weitere Orte 
für Begegnung und Sport hergerichtet werden. Die Gestal-
tung der Grünflächen soll dem Park eine hohe Aufenthalts-
qualität verleihen. Viele Anwohner hoffen, dass die Umset-
zung zügig erfolgt, in 2026 weitgehend (?) abgeschlossen 
wird und es nicht nur beim 1. und 2. Spatenstich bleibt.
 

 Ja wo lesen Sie denn?
Das Neuenhagener Echo ohne Amtsblatt? Das müsse so 
sein, erklärte der Bürgermeister uns im letzten Jahr. Die 
Zeitschienen zwischen Redaktionsschluss und Druck so-
wie der erforderlichen Veröffentlichung der Beschlüsse im 
Amtsblatt würden nicht mehr zueinanderpassen. Sehr 
schade. Die Verlagerung der Veröffentlichung ins Internet 
sorgt für Kritik. Vielleicht ließe sich im Neuenhagener Echo 
künftig eine Zusammenfassung wichtiger Beschlüsse ver-
öffentlichen, ein „Amtsblatt Light“? Das würden sicher vie-
le Bürger dankbar aufnehmen.

 Mehr Licht am Jahnsportpark
Neuenhagen hat ein umfangreiches Sportangebot. Dazu 
gehört auch der Jahnsportplatz. Für die Verbesserung der 
Fußballplätze und der Flutlichtanlage sollten im Januar 
2026 Fördermittel beantragt werden. Dafür wurde in der 
Gemeindevertretung intensiv gerungen: Die Zustimmung 
zum Antrag stand außer Frage, der Antrag sollte so gut wie 
möglich werden. Leider wurde die gemeinsame Arbeit da-
ran nicht mit einer Fördermittel-Zusage belohnt. Der bun-
desweite Fördertopf war um ein Vielfaches überzeichnet. 

 Hilft der Bauturbo beim Gruscheweg 6?
Für den nach wie vor unwirksamen B-Blan Gruscheweg ist 
noch keine Lösung da. Aus unserer Sicht sollte der „Bautur-
bo“ geprüft werden, um endlose Verfahren zu beenden und 
schrittweise mehrheitsfähige Lösungen zu finden. In den 
letzten Jahren wurde „hinter den Kulissen“ an der Verringe-
rung der Bebauungsdichte gearbeitet, dabei waren die In-
vestoren, die Verwaltung und auch einzelne Gemeindever-
treter. Die dort entwickelten Vorschläge sollten endlich 
vorgelegt werden. Wir brauchen Wohnungen für Jung und 
Alt

  Was heißt hier schon Gartenstadt?
Zurecht erklärte vor einiger Zeit ein Bürger in einer Aus-
schuss-Sitzung, dass dieser Begriff sehr verschieden aus-
gelegt werden kann. Die Sorge um den Erhalt unseres 
Grüns beschäftigt unsere Fraktion sehr. Und wir erinnern 
mit Nachdruck daran, dass vor allem auch zusammenhän-
gende Grünflächen wichtig sind. Nicht nur als Erholungs-
raum für uns, sondern auch als wichtiger Lebensraum für 

Pflanzen und Tiere. Das gilt besonders auch für den Grün-
zug am Gruscheweg. Im Zusammenhang mit der offenen 
Bebauung am Gruscheweg kommt vom Bürgermeister re-
gelmäßig der Vorschlag, man könne doch einfach die Rü-
desheimer Straße verlängern und an der Kita vorbei die 
Straße weiterbauen. Diese Straße wird unseres Erachtens  
nicht gebraucht.
 

 Konzeptvergabe für Blumen-Liebe-Areal
Für das Gelände von ehem. Blumen Liebe gibt es viele gute 
Ideen. Die Gemeinde hat das Grundstück erworben, um 
die Entwicklung dieser Fläche mitten in Neuenhagen we-
sentlich bestimmen zu können. Nach dem studentischen 
Wettbewerb wurde der Weg einer „Konzeptvergabe“ be-
schlossen. Wir haben festgelegt, was wir auf dieser Fläche 
wollen, und dafür die Unterteilung in fünf Teilgebiete vor-
genommen. Nun ist die Frage, ob sich genügend Bauinter-
essierte finden, die geeignete Vorhaben umsetzen wollen. 
Für die Auswahl haben wir eine Jury beschlossen.

 Auf ins Freibad! 
Weniger anstrengend und etwas einfacher möglich wird 
die Erfrischung im Wasser nun für Besucher mit erhebli-
chen Behinderungen. Auf Anregung des Beauftragten für 
die Belange von Menschen mit Behinderung

 Kinder- und Jugendbeirat goes GVT
Der Kinder- und Jugendbeirat meldet sich nun auch mit 
Vorschlägen für Beschlüsse der Gemeindevertretung zu 
Wort! Das ist großartig! Wir wollen eine echte Beteiligung 
junger Menschen an der Entwicklung Neuenhagens! Umso 
mehr bedauern wir, dass der Antrag für das Hissen der Re-
genbogenflagge zum 17. Mai und im Monat Juni abgelehnt 
wurde. Leider wollte der Bürgermeister offenbar keinen 
Weg für eine Kompromiss-Lösung finden. Immerhin wurde 
der Kinder- und Jugendhaushalt auf Vorschlag des Beirats 
beschlossen. Wir brauchen wohl noch mehr Aktivitäten für 
ein buntes Neuenhagen!

 Jubiläen in Neuenhagen
Neuenhagen feiert verschiedene Jubiläen! Die Feier für 
die 20-jährige Städtepartnerschaft mit Świebodzin wurde 
am 20. Mai 2026 nachgeholt, das Jubiläum war bereits in 
2025 erreicht. Im Juni 2026 feiert nun das Bürgerhaus sein 
15-jähriges Bestehen! Mit ihm zusammen feiert auch die 
Bibliothek. Sie ist mit ihrem reichhaltigen Angebot über die 
Bücher hinaus ebenso ein besonders wichtiger Kulturort! 
Und noch ein Jubiläum: 125 Jahre Freiwillige Feuerwehr. 
Ein großes Dankeschön an alle Kameradinnen und Kame-
raden für ihren Einsatz und ebenso an die Unterstützer der 
Feuerwehr! 

 Und zum Schluss: 
Der alte Bürgermeister ist der neue Bürgermeister. Wir hät-
ten uns in der Gemeindevertretung sehr einen Wechsel 
gewünscht. Für ein echtes Zuhören und Berücksichtigen 
von Ideen, die auch aus anderen Fraktionen kommen. Und 
vieles mehr. Ein Glückwunsch an dieser Stelle an Herrn 
Scharnke. Unser Dank geht an Sie alle für Ihre Mitarbeit 
und Ihre Unterstützung unserer Arbeit im Ehrenamt! 

Kurz und Knapp

Interessierte Einwohner:innen sind herzlich willkom-
men! Haben Sie Interesse, sich stärker an der Entwick-
lung unserer Gemeinde zu beteiligen? Dafür ist Platz in 
unseren Beratungen der Fraktion! .

Die nächsten Termine unserer Fraktionssitzungen sind 
der 02.09.2026 und 28.10.2026 jeweils um 18.00 Uhr im 
Fraktionsraum des Rathaus-Neubaus. Gern können Sie 
uns auch per E-Mail erreichen unter 
neuenhagen@dielinke-mol.de.

Mittendrin statt nur dabei – Kommunalpolitik konkret mitgestalten



Seite 2 Seite 4 Seite 5

Von Michael Assig. Die 
Gemeinde Neuenhagen bei 
Berlin führt eine umfassen-
de Modernisierung der Lin-
denstraße im Abschnitt 
zwischen Rudolf-Breit-
scheid-Allee und Dahl-
witzer Straße aus. Mit dem 
Ausbau sollen die Ver-
kehrsbedingungen für alle 
verbessert werden – für 
Autofahrer, Radfahrer, Fuß-
gänger sowie den öffentli-
chen Nahverkehr.

Die Bauarbeiten begannen 
Ende März 2026 und wer-
den in zwei Bauabschnitten 
durchgeführt. Zunächst 
wird die nordöstliche Stra-
ßenseite aus Richtung 
Rudolf-Breitscheid-Allee 
bearbeitet, anschließend 
folgt der südliche Bereich. 
Nach derzeitiger Planung 
sollte die Maßnahme bis 
Ende November 2026 ab-
geschlossen werden. Auf-
grund unvorhersehbarer, 
erschwerter Bedingungen 
im Baugrund und der damit 
einhergehenden Untersu-
chungen kommt es im Bau-
ablauf zu Verzögerungen 
und entsprechenden An-
passungen der Baukosten.

Mehr Sicherheit für Rad-
fahrer und Fußgänger

Ein zentrales Ziel der Bau-
maßnahme ist die Verbes-
serung der Sicherheit, ins-
besondere für Kinder und 
Jugendliche auf dem 
Schulweg. Künftig sollen 
Radfahrer direkt auf der 
Fahrbahn geführt werden. 
Dafür werden beidseitig 
sogenannte Angebotsstrei-
fen markiert, die Autofahrer 
auf den Radverkehr auf-
merksam machen und ein 
sicheres Miteinander för-
dern sollen.

Zusätzlich entsteht auf dem 
begrünten Mittelstreifen ein 
neuer Weg mit wasserge-
bundener Decke. Dieser 

Weg soll sowohl Fußgän-
gern als auch Radfahrern 
zur Verfügung stehen und 
die vorhandenen Verkehrs-
flächen entlasten. Durch 
die naturnahe Bauweise 
können die Wurzeln der be-
stehenden Bäume besser 
geschützt werden.

Auch die Kreuzungsberei-
che an der Langenbeckstra-
ße und an der Dahlwitzer 
Straße werden sicherer ge-
staltet. Geplant sind erhöhte 
Fahrbahnbereiche, deutlich 
sichtbare Fußgängerüber-
wege und farblich markierte 
Querungshilfen. Dadurch 

wird die Aufmerksamkeit al-
ler Verkehrsteilnehmer er-
höht und die Geschwindig-
keit zusätzlich reduziert 
werden. 

Barrierefreie Bushalte-
stellen und moderne 
Infrastruktur

Im Zuge des Ausbaus wer-
den die bestehenden Bus-
haltestellen vollständig 
modernisiert. Sie erhalten 
größere Warteflächen, bar-
rierefreie Zugänge und 
neue Wartehäuschen. Be-
sonders Menschen mit 
Mobi li täts ein schränk un gen, 
Eltern mit Kinderwagen 
oder ältere Bürger sollen 
dadurch künftig komfor-
tabler und sicherer den Bus 
nutzen können.

Die bestehenden Gehwege 
bleiben grundsätzlich er-
halten und werden nur im 
Bereich der Bushaltestellen 
angepasst. Dort werden sie 
verbreitert, um genügend 
Platz für wartende Fahr-
gäste zu schaffen.

Auch unter der Straße wird 
investiert: Die Trinkwasser-
leitungen wurden bereits 
vor Beginn der eigentlichen 
Straßenbauarbeiten im letz-
ten Jahr erneuert. Zusätz-
lich wird die Straßenent-
wässerung modernisiert, 
der Regenwasserkanal wird 
an die neuen Verkehrsflä-

chen angepasst, um für 
künftige Wetterlagen mit 
Starkregen gerüstet zu sein. 

Lindenstraße bleibt grün
Trotz der umfangreichen 
Bauarbeiten soll der cha-
rakteristische grüne Ein-
druck der Lindenstraße und 
der Gartenstadt Neuenha-
gen erhalten bleiben. Die 
bestehenden Bäume auf 
dem Mittelstreifen bleiben 
weitgehend geschützt und 
erhalten durch die neue 
Straßenaufteilung sogar 
mehr Platz. Während der 
Bauphase werden durch 
besondere Schutzmaßnah-
men die Baumstämme vor 
Beschädigungen geschützt.

Die Tempo-30-Regelung 
bleibt weiterhin bestehen. 
Auch die grundsätzliche 
Straßenführung mit dem 
begrünten Mittelstreifen 
wird nicht verändert.

Einschränkungen wäh-
rend der Bauzeit

Während der Bauarbeiten 
wird es zeitweise zu Ver-
kehrsbehinderungen kom-
men. Der Verkehr wird teil-
weise über die Hohe Allee 
umgeleitet. Auch die Busli-
nien 940 und 943 fahren 
während der Bauzeit über 
eine Ersatzstrecke. Eine Er-

satzhaltestelle ist im Be-
reich Hohe Allee/Dahlwi-
tzer Straße eingerichtet.

Die Gemeinde kündigte an, 
dass die Gehwege mög-
lichst nutzbar bleiben sol-
len. In einzelnen Bereichen 
kann es jedoch zeitweise 
zu Einschränkungen kom-
men, insbesondere rund 
um die Bushaltestellen und 
Kreuzungen.

Mit dem Ausbau der Linden-
straße investiert die Ge-
meinde langfristig in mehr 
Verkehrssicherheit, moder-
ne Infrastruktur und eine 
bessere Aufenthaltsqualität 
für die Bürgerinnen und 
Bürger.

Von Ilka Goetz. Im Novem-
ber 2024 hatte die Verwal-
tung den Vorschlag ge-
macht, den Vertrag mit dem 
IB über die Trägerschaft der 
Blaupause Ende 2026 zu 
kündigen. Das war einfach 
inmitten der Beschluss-Ab-
schnitte über die Erhöhung 
der Zuschüsse aufgenom-
men und hätte wohl auch 
übersehen werden können. 
Der Passus wurde damals 
gestrichen und in der Ge-
meindevertretung mehr-
heitlich betont, dass die 
Verwaltung doch bitte ein 
Konzept vorlegen soll.

Zwei Jahre später steht die 
Frage wieder auf der Agen-
da. Die Verwaltung hat ein 
Konzept vorgelegt, ChatGPT 
hat dabei geholfen, wie man 
im Kultur- und Sozialaus-
schuss erfahren durfte. Zu-
vor wurde eine umfangrei-
che Kinder- und Jugendbe-
fragung durchgeführt und 
eine externe Begleitung die-
ses Prozesses organisiert. 

Einen Workshop-Termin in 
der Blaupause Ende März 
nutzte die Verwaltung 
gleich noch, um eine weite-
re Befragung der Besucher 
hinterherzuschieben. Darin 
ging es hoch her – die Be-
fragungsergebnisse wur-
den zwar im Kultur- und 
Sozialausschuss zitiert, 
sind aber nicht dem Proto-
koll des Ausschusses bei-
gefügt. Vermutlich aus 
Gründen: Bei eingehender 
Betrachtung der Fragen 
wird man den Eindruck 
nicht los, dass hier das Er-
gebnis über die Zukunft der 

Blaupause schon vorher 
feststand.

Die aktuelle Beschlussvor-
lage des Bürgermeisters 
sieht vor, dass die Gemein-
de zum 1. Januar 2027 
selbst die Trägerschaft 
über die Einrichtung über-
nimmt.

Das Betreiben einer Kinder- 
und Jugendeinrichtung ist 
in der Kommune keine 
Pflichtaufgabe, zudem be-
tont das Sozialgesetzbuch 
SGB VIII, dass anerkannte 
Träger der freien Jugend-
hilfe bei der Betreibung von 
geeigneten Einrichtungen, 
Diensten und Veranstaltun-
gen auch zum Zuge kom-
men sollen. Die öffentliche 
Jugendhilfe soll die freie 
Jugendhilfe fördern. In der 
Praxis zeigt sich dies vie-
lerorts in der Trägerschaft 
von Kultureinrichtungen, 
Familienzentren, Begeg-
nungsstätten, Kinder- und 
Jugendeinrichtungen und 
Kindertagesstätten. Ein 
starkes Gemeinwesen lebt 

von  engagierten Verei-
nen, die in den verschiede-
nen Angeboten mit unter-
schiedlichen Partnern und 
vor allem ehrenamtlich En-
gagierten aktiv sind. 

Nun erklärt die Verwaltung, 
ihr Konzept könne durch 
freie Träger nicht umge-
setzt werden. Tatsächlich? 
Und muss es genau dieses 
Konzept („Vision“ hat es die 
Verwaltung genannt) auf 
den knapp 20 Seiten sein? 

Wir sagen: Die Trägerschaft 
für die Jugendfreizeitein-
richtung Blaupause sollte 
auch zukünftig in den Hän-
den eines freien Trägers lie-
gen. Auch mit Blick auf den 
Haushalt der Gemeinde 
sollten wir uns hier nicht 
verzetteln und vor allem 
nicht alles selbst machen. 
Auf Basis der Kinder- und 
Jugendbefragung und der 
Eckpunkte aus der Verwal-
tung könnte der bisherige 
Träger der Blaupause für 
eine Überarbeitung des ge-
genwärtigen Konzepts an-

gefragt werden. Oder aber 
die Gemeinde(vertretung) 
entschließt sich zu einem 
Interessenbekundungsver-
fahren, um Konzept und 
Trägerschaft neu zu verge-
ben. Auch aus der „Vision“ 
ist nicht ersichtlich, warum 
die Umsetzung zwingend in 
kommunaler Trägerschaft 
sein muss. Das können 
auch freie Träger.

Aus unserer Sicht wäre es 
jetzt geboten, mit den Er-
gebnissen der Kinder- und 
Jugendbefragung ein Ge-
samtkonzept für die Kin-
der- und Jugendarbeit vor-
zulegen und dabei die 
regionalen Unterschiede 
ernst zu nehmen. Wie se-
hen denn die Sportangebo-
te aus? Wo können sich 
junge Leute treffen? Und 
wo die älteren? Die bisher 
vorliegende Auswertung 
der Kinder- und Jugendbe-
fragung bleibt bisher an der 
Oberfläche.

Nochmal zur Blaupause: Da 
ist aktuell viel los. Nach 
dem Wechsel der Leitung 
für das Haus und der per-
sonellen Neubesetzung in 
der Blaupause erleben 
nicht nur die Anwohner ei-
nen frischen Wind: Anfang 
2026 wurde das Programm 
überarbeitet, in der Folge 
die Öffentlichkeitsarbeit 
geschärft, der Clubrat ist 
aktiv und die Teenie-Disko 
erfreut sich einer überaus 
großen Resonanz. Es gibt 
durchaus Gründe, den Trä-
ger nicht einfach so vor die 
Tür zu setzen. 

Kommt jetzt das Ende der Blaupause? Lindenstraße wird modernisiert: Sicherer, grüner und barrierefrei

Blaupause. Foto: U. Broniecki

Der Querschnitt der neuen Lindenstraße. Abb. Michael Assig

Aktuelle Informationen aus der Fraktion
Gern geben wir Ihnen an dieser Stelle wieder einen Über-
blick über Entscheidungen, die uns in den zurückliegen-
den Monaten beschäftigt haben und auch für Sie von Be-
deutung sind. Und zwar kurz und knapp.
 

 Sport- und Geschichtspark Bollensdorf
Im Sport- und Geschichtspark Bollensdorf geht es nun um 
die Umsetzung der Ergebnisse der Anwohnerbeteiligung. 
Auf der Fläche vor der Sporthalle soll nicht nur ein Beach-
Volleyball-Feld entstehen, sondern es sollen weitere Orte 
für Begegnung und Sport hergerichtet werden. Die Gestal-
tung der Grünflächen soll dem Park eine hohe Aufenthalts-
qualität verleihen. Viele Anwohner hoffen, dass die Umset-
zung zügig erfolgt, in 2026 weitgehend (?) abgeschlossen 
wird und es nicht nur beim 1. und 2. Spatenstich bleibt.
 

 Ja wo lesen Sie denn?
Das Neuenhagener Echo ohne Amtsblatt? Das müsse so 
sein, erklärte der Bürgermeister uns im letzten Jahr. Die 
Zeitschienen zwischen Redaktionsschluss und Druck so-
wie der erforderlichen Veröffentlichung der Beschlüsse im 
Amtsblatt würden nicht mehr zueinanderpassen. Sehr 
schade. Die Verlagerung der Veröffentlichung ins Internet 
sorgt für Kritik. Vielleicht ließe sich im Neuenhagener Echo 
künftig eine Zusammenfassung wichtiger Beschlüsse ver-
öffentlichen, ein „Amtsblatt Light“? Das würden sicher vie-
le Bürger dankbar aufnehmen.

 Mehr Licht am Jahnsportpark
Neuenhagen hat ein umfangreiches Sportangebot. Dazu 
gehört auch der Jahnsportplatz. Für die Verbesserung der 
Fußballplätze und der Flutlichtanlage sollten im Januar 
2026 Fördermittel beantragt werden. Dafür wurde in der 
Gemeindevertretung intensiv gerungen: Die Zustimmung 
zum Antrag stand außer Frage, der Antrag sollte so gut wie 
möglich werden. Leider wurde die gemeinsame Arbeit da-
ran nicht mit einer Fördermittel-Zusage belohnt. Der bun-
desweite Fördertopf war um ein Vielfaches überzeichnet. 

 Hilft der Bauturbo beim Gruscheweg 6?
Für den nach wie vor unwirksamen B-Blan Gruscheweg ist 
noch keine Lösung da. Aus unserer Sicht sollte der „Bautur-
bo“ geprüft werden, um endlose Verfahren zu beenden und 
schrittweise mehrheitsfähige Lösungen zu finden. In den 
letzten Jahren wurde „hinter den Kulissen“ an der Verringe-
rung der Bebauungsdichte gearbeitet, dabei waren die In-
vestoren, die Verwaltung und auch einzelne Gemeindever-
treter. Die dort entwickelten Vorschläge sollten endlich 
vorgelegt werden. Wir brauchen Wohnungen für Jung und 
Alt

  Was heißt hier schon Gartenstadt?
Zurecht erklärte vor einiger Zeit ein Bürger in einer Aus-
schuss-Sitzung, dass dieser Begriff sehr verschieden aus-
gelegt werden kann. Die Sorge um den Erhalt unseres 
Grüns beschäftigt unsere Fraktion sehr. Und wir erinnern 
mit Nachdruck daran, dass vor allem auch zusammenhän-
gende Grünflächen wichtig sind. Nicht nur als Erholungs-
raum für uns, sondern auch als wichtiger Lebensraum für 

Pflanzen und Tiere. Das gilt besonders auch für den Grün-
zug am Gruscheweg. Im Zusammenhang mit der offenen 
Bebauung am Gruscheweg kommt vom Bürgermeister re-
gelmäßig der Vorschlag, man könne doch einfach die Rü-
desheimer Straße verlängern und an der Kita vorbei die 
Straße weiterbauen. Diese Straße wird unseres Erachtens  
nicht gebraucht.
 

 Konzeptvergabe für Blumen-Liebe-Areal
Für das Gelände von ehem. Blumen Liebe gibt es viele gute 
Ideen. Die Gemeinde hat das Grundstück erworben, um 
die Entwicklung dieser Fläche mitten in Neuenhagen we-
sentlich bestimmen zu können. Nach dem studentischen 
Wettbewerb wurde der Weg einer „Konzeptvergabe“ be-
schlossen. Wir haben festgelegt, was wir auf dieser Fläche 
wollen, und dafür die Unterteilung in fünf Teilgebiete vor-
genommen. Nun ist die Frage, ob sich genügend Bauinter-
essierte finden, die geeignete Vorhaben umsetzen wollen. 
Für die Auswahl haben wir eine Jury beschlossen.

 Auf ins Freibad! 
Weniger anstrengend und etwas einfacher möglich wird 
die Erfrischung im Wasser nun für Besucher mit erhebli-
chen Behinderungen. Auf Anregung des Beauftragten für 
die Belange von Menschen mit Behinderung

 Kinder- und Jugendbeirat goes GVT
Der Kinder- und Jugendbeirat meldet sich nun auch mit 
Vorschlägen für Beschlüsse der Gemeindevertretung zu 
Wort! Das ist großartig! Wir wollen eine echte Beteiligung 
junger Menschen an der Entwicklung Neuenhagens! Umso 
mehr bedauern wir, dass der Antrag für das Hissen der Re-
genbogenflagge zum 17. Mai und im Monat Juni abgelehnt 
wurde. Leider wollte der Bürgermeister offenbar keinen 
Weg für eine Kompromiss-Lösung finden. Immerhin wurde 
der Kinder- und Jugendhaushalt auf Vorschlag des Beirats 
beschlossen. Wir brauchen wohl noch mehr Aktivitäten für 
ein buntes Neuenhagen!

 Jubiläen in Neuenhagen
Neuenhagen feiert verschiedene Jubiläen! Die Feier für 
die 20-jährige Städtepartnerschaft mit Świebodzin wurde 
am 20. Mai 2026 nachgeholt, das Jubiläum war bereits in 
2025 erreicht. Im Juni 2026 feiert nun das Bürgerhaus sein 
15-jähriges Bestehen! Mit ihm zusammen feiert auch die 
Bibliothek. Sie ist mit ihrem reichhaltigen Angebot über die 
Bücher hinaus ebenso ein besonders wichtiger Kulturort! 
Und noch ein Jubiläum: 125 Jahre Freiwillige Feuerwehr. 
Ein großes Dankeschön an alle Kameradinnen und Kame-
raden für ihren Einsatz und ebenso an die Unterstützer der 
Feuerwehr! 

 Und zum Schluss: 
Der alte Bürgermeister ist der neue Bürgermeister. Wir hät-
ten uns in der Gemeindevertretung sehr einen Wechsel 
gewünscht. Für ein echtes Zuhören und Berücksichtigen 
von Ideen, die auch aus anderen Fraktionen kommen. Und 
vieles mehr. Ein Glückwunsch an dieser Stelle an Herrn 
Scharnke. Unser Dank geht an Sie alle für Ihre Mitarbeit 
und Ihre Unterstützung unserer Arbeit im Ehrenamt! 

Kurz und Knapp

Interessierte Einwohner:innen sind herzlich willkom-
men! Haben Sie Interesse, sich stärker an der Entwick-
lung unserer Gemeinde zu beteiligen? Dafür ist Platz in 
unseren Beratungen der Fraktion! .

Die nächsten Termine unserer Fraktionssitzungen sind 
der 02.09.2026 und 28.10.2026 jeweils um 18.00 Uhr im 
Fraktionsraum des Rathaus-Neubaus. Gern können Sie 
uns auch per E-Mail erreichen unter 
neuenhagen@dielinke-mol.de.

Mittendrin statt nur dabei – Kommunalpolitik konkret mitgestalten
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Von Michael Assig. Die 
Gemeinde Neuenhagen bei 
Berlin führt eine umfassen-
de Modernisierung der Lin-
denstraße im Abschnitt 
zwischen Rudolf-Breit-
scheid-Allee und Dahl-
witzer Straße aus. Mit dem 
Ausbau sollen die Ver-
kehrsbedingungen für alle 
verbessert werden – für 
Autofahrer, Radfahrer, Fuß-
gänger sowie den öffentli-
chen Nahverkehr.

Die Bauarbeiten begannen 
Ende März 2026 und wer-
den in zwei Bauabschnitten 
durchgeführt. Zunächst 
wird die nordöstliche Stra-
ßenseite aus Richtung 
Rudolf-Breitscheid-Allee 
bearbeitet, anschließend 
folgt der südliche Bereich. 
Nach derzeitiger Planung 
sollte die Maßnahme bis 
Ende November 2026 ab-
geschlossen werden. Auf-
grund unvorhersehbarer, 
erschwerter Bedingungen 
im Baugrund und der damit 
einhergehenden Untersu-
chungen kommt es im Bau-
ablauf zu Verzögerungen 
und entsprechenden An-
passungen der Baukosten.

Mehr Sicherheit für Rad-
fahrer und Fußgänger

Ein zentrales Ziel der Bau-
maßnahme ist die Verbes-
serung der Sicherheit, ins-
besondere für Kinder und 
Jugendliche auf dem 
Schulweg. Künftig sollen 
Radfahrer direkt auf der 
Fahrbahn geführt werden. 
Dafür werden beidseitig 
sogenannte Angebotsstrei-
fen markiert, die Autofahrer 
auf den Radverkehr auf-
merksam machen und ein 
sicheres Miteinander för-
dern sollen.

Zusätzlich entsteht auf dem 
begrünten Mittelstreifen ein 
neuer Weg mit wasserge-
bundener Decke. Dieser 

Weg soll sowohl Fußgän-
gern als auch Radfahrern 
zur Verfügung stehen und 
die vorhandenen Verkehrs-
flächen entlasten. Durch 
die naturnahe Bauweise 
können die Wurzeln der be-
stehenden Bäume besser 
geschützt werden.

Auch die Kreuzungsberei-
che an der Langenbeckstra-
ße und an der Dahlwitzer 
Straße werden sicherer ge-
staltet. Geplant sind erhöhte 
Fahrbahnbereiche, deutlich 
sichtbare Fußgängerüber-
wege und farblich markierte 
Querungshilfen. Dadurch 

wird die Aufmerksamkeit al-
ler Verkehrsteilnehmer er-
höht und die Geschwindig-
keit zusätzlich reduziert 
werden. 

Barrierefreie Bushalte-
stellen und moderne 
Infrastruktur

Im Zuge des Ausbaus wer-
den die bestehenden Bus-
haltestellen vollständig 
modernisiert. Sie erhalten 
größere Warteflächen, bar-
rierefreie Zugänge und 
neue Wartehäuschen. Be-
sonders Menschen mit 
Mobi li täts ein schränk un gen, 
Eltern mit Kinderwagen 
oder ältere Bürger sollen 
dadurch künftig komfor-
tabler und sicherer den Bus 
nutzen können.

Die bestehenden Gehwege 
bleiben grundsätzlich er-
halten und werden nur im 
Bereich der Bushaltestellen 
angepasst. Dort werden sie 
verbreitert, um genügend 
Platz für wartende Fahr-
gäste zu schaffen.

Auch unter der Straße wird 
investiert: Die Trinkwasser-
leitungen wurden bereits 
vor Beginn der eigentlichen 
Straßenbauarbeiten im letz-
ten Jahr erneuert. Zusätz-
lich wird die Straßenent-
wässerung modernisiert, 
der Regenwasserkanal wird 
an die neuen Verkehrsflä-

chen angepasst, um für 
künftige Wetterlagen mit 
Starkregen gerüstet zu sein. 

Lindenstraße bleibt grün
Trotz der umfangreichen 
Bauarbeiten soll der cha-
rakteristische grüne Ein-
druck der Lindenstraße und 
der Gartenstadt Neuenha-
gen erhalten bleiben. Die 
bestehenden Bäume auf 
dem Mittelstreifen bleiben 
weitgehend geschützt und 
erhalten durch die neue 
Straßenaufteilung sogar 
mehr Platz. Während der 
Bauphase werden durch 
besondere Schutzmaßnah-
men die Baumstämme vor 
Beschädigungen geschützt.

Die Tempo-30-Regelung 
bleibt weiterhin bestehen. 
Auch die grundsätzliche 
Straßenführung mit dem 
begrünten Mittelstreifen 
wird nicht verändert.

Einschränkungen wäh-
rend der Bauzeit

Während der Bauarbeiten 
wird es zeitweise zu Ver-
kehrsbehinderungen kom-
men. Der Verkehr wird teil-
weise über die Hohe Allee 
umgeleitet. Auch die Busli-
nien 940 und 943 fahren 
während der Bauzeit über 
eine Ersatzstrecke. Eine Er-

satzhaltestelle ist im Be-
reich Hohe Allee/Dahlwi-
tzer Straße eingerichtet.

Die Gemeinde kündigte an, 
dass die Gehwege mög-
lichst nutzbar bleiben sol-
len. In einzelnen Bereichen 
kann es jedoch zeitweise 
zu Einschränkungen kom-
men, insbesondere rund 
um die Bushaltestellen und 
Kreuzungen.

Mit dem Ausbau der Linden-
straße investiert die Ge-
meinde langfristig in mehr 
Verkehrssicherheit, moder-
ne Infrastruktur und eine 
bessere Aufenthaltsqualität 
für die Bürgerinnen und 
Bürger.

Von Ilka Goetz. Im Novem-
ber 2024 hatte die Verwal-
tung den Vorschlag ge-
macht, den Vertrag mit dem 
IB über die Trägerschaft der 
Blaupause Ende 2026 zu 
kündigen. Das war einfach 
inmitten der Beschluss-Ab-
schnitte über die Erhöhung 
der Zuschüsse aufgenom-
men und hätte wohl auch 
übersehen werden können. 
Der Passus wurde damals 
gestrichen und in der Ge-
meindevertretung mehr-
heitlich betont, dass die 
Verwaltung doch bitte ein 
Konzept vorlegen soll.

Zwei Jahre später steht die 
Frage wieder auf der Agen-
da. Die Verwaltung hat ein 
Konzept vorgelegt, ChatGPT 
hat dabei geholfen, wie man 
im Kultur- und Sozialaus-
schuss erfahren durfte. Zu-
vor wurde eine umfangrei-
che Kinder- und Jugendbe-
fragung durchgeführt und 
eine externe Begleitung die-
ses Prozesses organisiert. 

Einen Workshop-Termin in 
der Blaupause Ende März 
nutzte die Verwaltung 
gleich noch, um eine weite-
re Befragung der Besucher 
hinterherzuschieben. Darin 
ging es hoch her – die Be-
fragungsergebnisse wur-
den zwar im Kultur- und 
Sozialausschuss zitiert, 
sind aber nicht dem Proto-
koll des Ausschusses bei-
gefügt. Vermutlich aus 
Gründen: Bei eingehender 
Betrachtung der Fragen 
wird man den Eindruck 
nicht los, dass hier das Er-
gebnis über die Zukunft der 

Blaupause schon vorher 
feststand.

Die aktuelle Beschlussvor-
lage des Bürgermeisters 
sieht vor, dass die Gemein-
de zum 1. Januar 2027 
selbst die Trägerschaft 
über die Einrichtung über-
nimmt.

Das Betreiben einer Kinder- 
und Jugendeinrichtung ist 
in der Kommune keine 
Pflichtaufgabe, zudem be-
tont das Sozialgesetzbuch 
SGB VIII, dass anerkannte 
Träger der freien Jugend-
hilfe bei der Betreibung von 
geeigneten Einrichtungen, 
Diensten und Veranstaltun-
gen auch zum Zuge kom-
men sollen. Die öffentliche 
Jugendhilfe soll die freie 
Jugendhilfe fördern. In der 
Praxis zeigt sich dies vie-
lerorts in der Trägerschaft 
von Kultureinrichtungen, 
Familienzentren, Begeg-
nungsstätten, Kinder- und 
Jugendeinrichtungen und 
Kindertagesstätten. Ein 
starkes Gemeinwesen lebt 

von  engagierten Verei-
nen, die in den verschiede-
nen Angeboten mit unter-
schiedlichen Partnern und 
vor allem ehrenamtlich En-
gagierten aktiv sind. 

Nun erklärt die Verwaltung, 
ihr Konzept könne durch 
freie Träger nicht umge-
setzt werden. Tatsächlich? 
Und muss es genau dieses 
Konzept („Vision“ hat es die 
Verwaltung genannt) auf 
den knapp 20 Seiten sein? 

Wir sagen: Die Trägerschaft 
für die Jugendfreizeitein-
richtung Blaupause sollte 
auch zukünftig in den Hän-
den eines freien Trägers lie-
gen. Auch mit Blick auf den 
Haushalt der Gemeinde 
sollten wir uns hier nicht 
verzetteln und vor allem 
nicht alles selbst machen. 
Auf Basis der Kinder- und 
Jugendbefragung und der 
Eckpunkte aus der Verwal-
tung könnte der bisherige 
Träger der Blaupause für 
eine Überarbeitung des ge-
genwärtigen Konzepts an-

gefragt werden. Oder aber 
die Gemeinde(vertretung) 
entschließt sich zu einem 
Interessenbekundungsver-
fahren, um Konzept und 
Trägerschaft neu zu verge-
ben. Auch aus der „Vision“ 
ist nicht ersichtlich, warum 
die Umsetzung zwingend in 
kommunaler Trägerschaft 
sein muss. Das können 
auch freie Träger.

Aus unserer Sicht wäre es 
jetzt geboten, mit den Er-
gebnissen der Kinder- und 
Jugendbefragung ein Ge-
samtkonzept für die Kin-
der- und Jugendarbeit vor-
zulegen und dabei die 
regionalen Unterschiede 
ernst zu nehmen. Wie se-
hen denn die Sportangebo-
te aus? Wo können sich 
junge Leute treffen? Und 
wo die älteren? Die bisher 
vorliegende Auswertung 
der Kinder- und Jugendbe-
fragung bleibt bisher an der 
Oberfläche.

Nochmal zur Blaupause: Da 
ist aktuell viel los. Nach 
dem Wechsel der Leitung 
für das Haus und der per-
sonellen Neubesetzung in 
der Blaupause erleben 
nicht nur die Anwohner ei-
nen frischen Wind: Anfang 
2026 wurde das Programm 
überarbeitet, in der Folge 
die Öffentlichkeitsarbeit 
geschärft, der Clubrat ist 
aktiv und die Teenie-Disko 
erfreut sich einer überaus 
großen Resonanz. Es gibt 
durchaus Gründe, den Trä-
ger nicht einfach so vor die 
Tür zu setzen. 

Kommt jetzt das Ende der Blaupause? Lindenstraße wird modernisiert: Sicherer, grüner und barrierefrei

Blaupause. Foto: U. Broniecki

Der Querschnitt der neuen Lindenstraße. Abb. Michael Assig

Aktuelle Informationen aus der Fraktion
Gern geben wir Ihnen an dieser Stelle wieder einen Über-
blick über Entscheidungen, die uns in den zurückliegen-
den Monaten beschäftigt haben und auch für Sie von Be-
deutung sind. Und zwar kurz und knapp.
 

 Sport- und Geschichtspark Bollensdorf
Im Sport- und Geschichtspark Bollensdorf geht es nun um 
die Umsetzung der Ergebnisse der Anwohnerbeteiligung. 
Auf der Fläche vor der Sporthalle soll nicht nur ein Beach-
Volleyball-Feld entstehen, sondern es sollen weitere Orte 
für Begegnung und Sport hergerichtet werden. Die Gestal-
tung der Grünflächen soll dem Park eine hohe Aufenthalts-
qualität verleihen. Viele Anwohner hoffen, dass die Umset-
zung zügig erfolgt, in 2026 weitgehend (?) abgeschlossen 
wird und es nicht nur beim 1. und 2. Spatenstich bleibt.
 

 Ja wo lesen Sie denn?
Das Neuenhagener Echo ohne Amtsblatt? Das müsse so 
sein, erklärte der Bürgermeister uns im letzten Jahr. Die 
Zeitschienen zwischen Redaktionsschluss und Druck so-
wie der erforderlichen Veröffentlichung der Beschlüsse im 
Amtsblatt würden nicht mehr zueinanderpassen. Sehr 
schade. Die Verlagerung der Veröffentlichung ins Internet 
sorgt für Kritik. Vielleicht ließe sich im Neuenhagener Echo 
künftig eine Zusammenfassung wichtiger Beschlüsse ver-
öffentlichen, ein „Amtsblatt Light“? Das würden sicher vie-
le Bürger dankbar aufnehmen.

 Mehr Licht am Jahnsportpark
Neuenhagen hat ein umfangreiches Sportangebot. Dazu 
gehört auch der Jahnsportplatz. Für die Verbesserung der 
Fußballplätze und der Flutlichtanlage sollten im Januar 
2026 Fördermittel beantragt werden. Dafür wurde in der 
Gemeindevertretung intensiv gerungen: Die Zustimmung 
zum Antrag stand außer Frage, der Antrag sollte so gut wie 
möglich werden. Leider wurde die gemeinsame Arbeit da-
ran nicht mit einer Fördermittel-Zusage belohnt. Der bun-
desweite Fördertopf war um ein Vielfaches überzeichnet. 

 Hilft der Bauturbo beim Gruscheweg 6?
Für den nach wie vor unwirksamen B-Blan Gruscheweg ist 
noch keine Lösung da. Aus unserer Sicht sollte der „Bautur-
bo“ geprüft werden, um endlose Verfahren zu beenden und 
schrittweise mehrheitsfähige Lösungen zu finden. In den 
letzten Jahren wurde „hinter den Kulissen“ an der Verringe-
rung der Bebauungsdichte gearbeitet, dabei waren die In-
vestoren, die Verwaltung und auch einzelne Gemeindever-
treter. Die dort entwickelten Vorschläge sollten endlich 
vorgelegt werden. Wir brauchen Wohnungen für Jung und 
Alt

  Was heißt hier schon Gartenstadt?
Zurecht erklärte vor einiger Zeit ein Bürger in einer Aus-
schuss-Sitzung, dass dieser Begriff sehr verschieden aus-
gelegt werden kann. Die Sorge um den Erhalt unseres 
Grüns beschäftigt unsere Fraktion sehr. Und wir erinnern 
mit Nachdruck daran, dass vor allem auch zusammenhän-
gende Grünflächen wichtig sind. Nicht nur als Erholungs-
raum für uns, sondern auch als wichtiger Lebensraum für 

Pflanzen und Tiere. Das gilt besonders auch für den Grün-
zug am Gruscheweg. Im Zusammenhang mit der offenen 
Bebauung am Gruscheweg kommt vom Bürgermeister re-
gelmäßig der Vorschlag, man könne doch einfach die Rü-
desheimer Straße verlängern und an der Kita vorbei die 
Straße weiterbauen. Diese Straße wird unseres Erachtens  
nicht gebraucht.
 

 Konzeptvergabe für Blumen-Liebe-Areal
Für das Gelände von ehem. Blumen Liebe gibt es viele gute 
Ideen. Die Gemeinde hat das Grundstück erworben, um 
die Entwicklung dieser Fläche mitten in Neuenhagen we-
sentlich bestimmen zu können. Nach dem studentischen 
Wettbewerb wurde der Weg einer „Konzeptvergabe“ be-
schlossen. Wir haben festgelegt, was wir auf dieser Fläche 
wollen, und dafür die Unterteilung in fünf Teilgebiete vor-
genommen. Nun ist die Frage, ob sich genügend Bauinter-
essierte finden, die geeignete Vorhaben umsetzen wollen. 
Für die Auswahl haben wir eine Jury beschlossen.

 Auf ins Freibad! 
Weniger anstrengend und etwas einfacher möglich wird 
die Erfrischung im Wasser nun für Besucher mit erhebli-
chen Behinderungen. Auf Anregung des Beauftragten für 
die Belange von Menschen mit Behinderung

 Kinder- und Jugendbeirat goes GVT
Der Kinder- und Jugendbeirat meldet sich nun auch mit 
Vorschlägen für Beschlüsse der Gemeindevertretung zu 
Wort! Das ist großartig! Wir wollen eine echte Beteiligung 
junger Menschen an der Entwicklung Neuenhagens! Umso 
mehr bedauern wir, dass der Antrag für das Hissen der Re-
genbogenflagge zum 17. Mai und im Monat Juni abgelehnt 
wurde. Leider wollte der Bürgermeister offenbar keinen 
Weg für eine Kompromiss-Lösung finden. Immerhin wurde 
der Kinder- und Jugendhaushalt auf Vorschlag des Beirats 
beschlossen. Wir brauchen wohl noch mehr Aktivitäten für 
ein buntes Neuenhagen!

 Jubiläen in Neuenhagen
Neuenhagen feiert verschiedene Jubiläen! Die Feier für 
die 20-jährige Städtepartnerschaft mit Świebodzin wurde 
am 20. Mai 2026 nachgeholt, das Jubiläum war bereits in 
2025 erreicht. Im Juni 2026 feiert nun das Bürgerhaus sein 
15-jähriges Bestehen! Mit ihm zusammen feiert auch die 
Bibliothek. Sie ist mit ihrem reichhaltigen Angebot über die 
Bücher hinaus ebenso ein besonders wichtiger Kulturort! 
Und noch ein Jubiläum: 125 Jahre Freiwillige Feuerwehr. 
Ein großes Dankeschön an alle Kameradinnen und Kame-
raden für ihren Einsatz und ebenso an die Unterstützer der 
Feuerwehr! 

 Und zum Schluss: 
Der alte Bürgermeister ist der neue Bürgermeister. Wir hät-
ten uns in der Gemeindevertretung sehr einen Wechsel 
gewünscht. Für ein echtes Zuhören und Berücksichtigen 
von Ideen, die auch aus anderen Fraktionen kommen. Und 
vieles mehr. Ein Glückwunsch an dieser Stelle an Herrn 
Scharnke. Unser Dank geht an Sie alle für Ihre Mitarbeit 
und Ihre Unterstützung unserer Arbeit im Ehrenamt! 

Kurz und Knapp

Interessierte Einwohner:innen sind herzlich willkom-
men! Haben Sie Interesse, sich stärker an der Entwick-
lung unserer Gemeinde zu beteiligen? Dafür ist Platz in 
unseren Beratungen der Fraktion! .

Die nächsten Termine unserer Fraktionssitzungen sind 
der 02.09.2026 und 28.10.2026 jeweils um 18.00 Uhr im 
Fraktionsraum des Rathaus-Neubaus. Gern können Sie 
uns auch per E-Mail erreichen unter 
neuenhagen@dielinke-mol.de.

Mittendrin statt nur dabei – Kommunalpolitik konkret mitgestalten
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Von Matthias Dreyer. Sich 
Geld leihen, Schulden ma-
chen, galt früher als gesell-
schaftlicher Makel – heute 
werden Schulden schönfär-
berisch „Sondervermögen“ 
genannt, mittlerweile in der 
politischen Kommunikation 
ein gern genutzter Begriff. 
Da vielerorts im Land die 
Straßen kaputt, die Brücken 
baufällig, Turnhallen schim-
melig und Schultoiletten un-
benutzbar sind, hat der 
Bund Kredite in Höhe von 
500 Mrd. Euro aufgenom-
men, die für Investitionen in 
die Infrastruktur und die Kli-
maneutralität in Deutsch-
land genutzt werden sollen. 
Von diesen 500 Mrd. Euro 
sollen die Bundesländer 100 
Mrd. Euro erhalten, das 
Land Brandenburg profitiert 
von knapp 3 Mrd. Euro und 
hat daraus das sogenannte 
„Zukunftspaket Branden-

burg“ geschnürt, wobei die 
Hälfte des Geldes, 1,5 Mrd. 
Euro, an die Kommunen für 
die eigenverantwortliche 
Verwendung für Investitio-

nen in den Bereichen Infra-
struktur, Brand- und Katast-
rophenschutz und Innere 
Sicherheit sowie Bildung 
und Sport gehen soll. Für 
Neuenhagen bedeutet das: 
knapp 6,9 Mio Euro, die so-

wohl als Einmalbetrag so-
fort oder aber in jährlichen 
Tranchen abgerufen wer-
den können. Die umliegen-
den Städte und Gemeinden 

erhalten ebenfalls Geld: 
Hoppegarten knapp 5,3 Mio. 
Euro, Altlandsberg 3,5 Mio. 
Euro, Fredersdorf-Vogels-
dorf 5,6 Mio. Euro. Doch 
wofür sollen die Mittel ver-
wendet werden? Seit Jah-

ren schon gibt es den viel-
fach geäußerten Wunsch 
nach einem nahen Hallen-
bad: Schulkinder können 
dort ganzjährig schwimmen 
lernen, ein Sport- und Frei-
zeit-Treffpunkt für alle Ge-
nerationen könnte entste-
hen. Wenn sich Neuenhagen 
und die umliegenden Orte 
zusammentun und – ge-
meinsam finanziert - ein 
solches Projekt auf den 
Weg bringen würden, könn-
te ein langgehegter Wunsch 
Wirklichkeit werden, als 
Standort bietet sich das 
verkehrsgünstig gelegene, 
ehemalige KWO-Gelände 
am S-Bahnhof Hoppegar-
ten an. Das aktuell durch 
das Sondervermögen ent-
standene Zeitfenster sollte 
hierfür genutzt werden.

Von U. Broniecki. In der Sitzung der 
Gemeindevertretung vom 13. April 
2026 stand der Vorschlag zur Diskus-
sion und Abstimmung, am Internatio-
nalen Tag gegen Homo-, Bi-, Inter- 
und Transphobie, dem 17. Mai, sowie 
während des „Pride Month“ im Juni 
vor dem Rathaus die Regenbogenfah-
ne zu hissen und das medial erläu-
ternd zu begleiten. Damit sollte öffent-
lich ein Zeichen gesetzt werden gegen 
Diskriminierung, Gewalt und Ausgren-
zung, denen Menschen aufgrund ihrer 
sexuellen Orientierung oder ge-
schlechtlichen Identität ausgesetzt 
sind. Es soll so für Gleichberechtigung 
und Achtung der Menschenwürde je-
des Einzelnen geworben werden.

Die Initiative dazu war vom Kinder- 
und Jugendbeirat ausgegangen und 
zeigt, dass auch dieses Gremium sich 
aktiv politisch betätigen und gegen 
Hass, Vorurteile und gesellschaftli-
che Ausgrenzung engagieren will.

Die Abgeordneten der Linken, der 
Bündnisgrünen, der SPD, der Freien 
Mitte und Teile der CDU stimmten 
dem Vorschlag zu, während der Block 
aus Parteilosen und AfD mit einigen 
anderen die Annahme mit knapper 
Mehrheit ablehnte. Die in der Diskus-
sion genannten Argumente gegen 
den Vorschlag halte ich für faden-
scheinig: mögliche Kosten der Fahne, 
Notwendigkeit, dann auch andere 

Gruppen zu würdigen oder ein Ver-
weis auf die Bundestagspräsidentin. 
Ich glaube eher, dass dem Grundge-
danken der Toleranz gegenüber An-
dersdenkenden kein Raum gegeben 
werden sollte – das wäre meiner Mei-
nung nach aber fatal.

Jetzt findet also nichts statt. Leider 
wirkt die Ablehnung nebenbei auch 
wie ein Tritt vors Schienbein der Mit-
glieder des Kinder- und Jugendbei-
rats. Wir können nur hoffen, dass die-
ses Abstimmungsergebnis sie nicht 
demotivieren wird.

Von Silke Schaller. Im Be-
reich des Bahnhofs Neuen-
hagen verbindet ein Tun-
nel/Einschnittbauwerk die 
nördlichen und südlichen 
Ortsteile der Gemeinde. Er-
schlossen ist diese Que-
rung aktuell durch Treppen 
sowie lange Rampen. Be-
reits im Jahr 2002 wurde 
die Entwurfsplanung für 
dieses Bauwerk erstellt und 
dabei auch die Frage der 
barrierefreien Erschließung 
– Rampe oder Aufzug – be-
handelt.

Im entsprechenden Erläute-
rungsbericht wurde festge-
halten, dass aus Kosten- 
und Instandhaltungsgrün-
den eine Rampenlösung 
bevorzugt wird. Darüber 
hinaus wurde die bessere 
Nutzbarkeit durch Radfah-
rer als Argument angeführt, 
was insbesondere ange-
sichts der Funktion des Tun-
nels/Einschnitts als wichti-
ge Stadtteilverbindung rele-
vant ist.

Wie inzwischen jeder beob-
achten kann, wird die Ram-
pe von Radfahrern rege ge-
nutzt. Leider halten sich 

dabei nicht alle an die Vor-
schrift, das Fahrrad zu 
schieben; viele fahren auf 
der Rampe. Die Rampen 
wurden hinsichtlich ihrer 
Länge und Neigung so ge-
plant, dass die maximal zu-
lässigen Werte gerade ein-
gehalten wurden. Dies führt 
jedoch dazu, dass beson-
ders gehbeeinträchtigte 
Personen mit Rollator oder 
Rollstuhl vor erhöhten Her-
ausforderungen stehen.

Aus diesem Grund haben 
Die Grünen, unterstützt von 
Der Linken, zu Beginn des 
Jahres einen Beschlussan-
trag in die Gemeindevertre-

tung eingebracht, der die 
Verwaltung auffordert, die 
Möglichkeit eines zusätzli-
chen Aufzugs zu prüfen. 
Für die Nordseite gab es 
bereits im Jahr 2002 erste 
Ideen hierzu.

Uns ist bewusst, dass nicht 
zwingend zwei barriere-
freie Lösungen – Rampe 
und Aufzug – erforderlich 
sind. Dennoch halten wir 
dies für sinnvoll, da die Ver-
bindung eine stark fre-
quentierte Strecke darstellt 
und gerade im Bereich der 
Rampen die mobilitäts-
schwachen Personen oft 
nicht ausreichend berück-

sichtigt werden. Ein Aufzug 
könnte die Nutzung deut-
lich erleichtern, Ängste re-
duzieren und Konflikte ver-
meiden.

Mit Blick auf die geplante 
Errichtung eines zweiten 
Bahnsteigs im Rahmen des 
künftigen 10-Minuten-Takts 
der S-Bahn ergibt sich wei-
terer Handlungsbedarf. 
Hier plant die Deutsche 
Bahn einen Mittelbahn-
steig, der – wie derzeit – 
über eine Rampenlösung 
erschlossen werden soll. 
Die DB wird einen Aufzug 
nur dann vorsehen, wenn 
die Zuwegung bereits nicht 
nur als barrierefrei über 
Rampen erfolgt.

Da das Tunnelbauwerk von 
der Gemeinde Neuenhagen 
errichtet wurde und nicht in 
der Verantwortung der 
Deutschen Bahn AG liegt, 
obliegt die Errichtung eines 
Aufzugs ebenfalls der Ge-
meinde. Auf lange Sicht 
wäre ein Aufzug ein Vorteil 
für alle, die auf Barrierefrei-
heit angewiesen sind. Wir 
als Fraktion Die Linke set-
zen uns dafür ein.

Das Sondervermögen für ein Hallenbad?

Barrierefreiheit der Nord–Süd-Ortsverbindung im Bahnhofs-
bereich NeuenhagenEs geht hier auch darum, ob Verant-

wortung glaubwürdig gelebt wird. 
Denn gerade in Zeiten, in denen viele 
Haushalte spüren, wie teuer alles 
wird, wird genau hingeschaut. Es wer-
den nicht nur Zahlen verglichen. Es 
geht auch um Erwartungen und Prio-
ritäten. Geht es zuerst um die finanzi-
elle Lage der Kommune oder wird zu-
erst die eigene Pauschale bestätigt? 
Wenn letzteres passiert, ist die Rei-
henfolge falsch.

Und Reihenfolge ist in der Politik 
manchmal genauso wichtig wie Inhal-
te. Viele erwarten von dem Bürger-
meister ein klares Signal, welche 
Themen in den nächsten Monaten 
Priorität haben und einen Arbeitsstil, 
der zeigt: Der Bürgermeister steht für 
die Gemeinde. 

Natürlich ist es richtig, dass kommu-
nale Entschädigungen geregelt wer-
den. Auch Pauschalen können sach-
lich begründet sein: Der 
Bürgermeister hat Aufwand, reprä-
sentiert, organisiert, fährt zu Termi-
nen und besucht Orte nicht nur im 
Gemeindegebiet. Wichtig ist: Es geht 
dabei um Aufwand, nicht um Extra-
Vorteile. Doch gerade deshalb müs-
sen solche Regelungen klar sein und 
sichtbar begründet werden. Es geht 
auch um Transparenz.

Transparenz heißt dabei konkret: Wo-
für gibt es die Pauschale, welche 
Grenzen gelten, wie wird überprüft, 
dass sie in einem angemessenen 
Rahmen bleibt? Die eingereichte Vor-
lage wirkte nicht wie das Schließen 
einer sachlichen Lücke, sondern wie 

ein bewusstes Setzen eines Rah-
mens. Selbst wenn die rechtliche 
Grundlage besteht, bleibt das politi-
sche Signal.

In der Abstimmung über die Vorlage 
haben wir erreicht, dass nicht pau-
schal der Höchstsatz für die neue 
Amtsperiode bestätigt wurde. Dieser 
kann durch den Gesetzgeber ja je-
derzeit nach oben angepasst werden. 
Jetzt steht eine Summe im Beschluss 
und die Zahlung der pauschalen mo-
natlichen Aufwandsentschädigung 
ist auf 125 Euro begrenzt.

Denn Bürgerinnen und Bürger wollen 
zu Recht wissen, wofür ihr Geld ein-
gesetzt wird. Es geht um öffentliche 
Mittel.

»» Fortsetzung von Seite 1

Nach einer Wahl geht 
es um mehr als um 
Protokolle. Jede neue 
Amtsperiode beginnt 
mit Erwartungen: an 
einen Neustart, an 
Arbeit, an Prioritäten 

– und vor allem an Respekt gegenüber 
den Bürgerinnen und Bürgern. Umso 
befremdlicher ist, was direkt nach der 
Wahl geschehen ist. Als eine der ers-
ten Amtshandlungen wollte sich der 
Bürgermeister bestätigen lassen, 
dass eine „Pauschale für Dienstauf-
wandsentschädigung“ also eine pau-
schalierte Zusatzleistung – auch für 
die neue Amtsperiode gezahlt wird. 
Diese ist steuerfrei und sollte in Höhe 
des Höchstbetrags von derzeit 225 
Euro monatlich gezahlt werden.

Das klingt auf den ersten Blick nach 
einem formalen Verwaltungsschritt. 
Doch genau das ist der Punkt: Es ist 
neben der Sache an sich, auch der 
Zeitpunkt und das Signal, das damit 
gesetzt wird.

Am 15. Februar 2026 war Bürgermeis-
terwahl und die neue Amtsperiode be-
gann am 13. Mai 2026. Aber bereits am 
3. März 2026 hat die Verwaltung eine 
Vorlage über die Zahlung einer pau-
schalen Dienstaufwandsentschädi-
gung für den Bürgermeister vorbereitet.

Verwaltung braucht Regeln, und auch 
die Entschädigung von Amtsinhabern 
ist grundsätzlich ein legitimes Thema. 
Aber wenn vor Beginn der Amtsperio-
de eine Entscheidung herbeigeführt 
wird, die unmittelbar die eigene finan-
zielle Position betrifft, entsteht bei 
vielen Menschen der Eindruck: Zuerst 
wird abgesichert, dann wird gearbei-
tet. In den ersten Tagen sollte es nicht 
primär um die Bestätigung von Pau-

schalen gehen, sondern um Klarheit 
über die wirklich drängenden Proble-
me der Gemeinde: Welche Projekte 
werden als erstes angepackt? Wie 
werden knappe Mittel eingesetzt? Wie 
kann gespart werden? 

In dieser Lage geraten auch Personal- 
und Verwaltungsaufwände zuneh-
mend in den Fokus. Besonders dann, 
wenn es um die Frage geht: Wie kann 
gespart werden? Das betrifft auch die 
Dienstaufwandsentschädigung für 
Bürgermeister. 

Auch wenn es eine entsprechende 
Regelung bereits früher gab, ist die 
Notwendigkeit neu zu prüfen – auch 
unter dem Aspekt der zwischenzeit-
lich erheblichen Steigerung der Bezü-
ge des Bürgermeisters.

Die Frage ist nicht, ob ein Amtsinhaber 
Aufwand hat – das hat er in der Regel 
ganz zweifellos. Die Frage ist viel-
mehr: Wie lässt sich dieser Aufwand 
so steuern, dass er nachvollziehbar, 

fair und wirtschaftlich bleibt? Und wie 
verhindert man, dass Pauschalen oder 
Erstattungen zum Auffangbecken für 
alles Mögliche werden?

Natürlich kann man argumentieren: 
Dienstaufwandsentschädigungen sind 
in der Kommunalbesoldungsordnung 
geregelt. Sie sollen Aufwand aus der 
Amtsausübung abdecken, der nicht 
vollständig über Einzelnachweise er-
fasst werden kann. Allerdings vergaß 
die Verwaltung in ihrer Argumentation 
die Einschränkungen, die das Besol-
dungsgesetz des Landes Brandenburg 
vorgibt, zu berücksichtigen. Danach 
dürfen Aufwandsentschädigungen 
nämlich nur gewährt werden, wenn die 
Übernahme von Aufwendungen nicht 
zugemutet werden kann. Und die Zah-
lung pauschaler Aufwandsentschädi-
gungen ist an Erhebungen und Nach-
weise gebunden. Diese fehlten hier 
vollständig.

Ob Aufwendungen – wie zusätzlicher 
Bekleidungsaufwand im Zusammen-
hang mit Repräsentationsaufgaben – 
bei einer Besoldungsgruppe B3 unzu-
mutbar sind, das ist diskutabel. Wir 
halten diese für zumutbar und haben 
das angesprochen.

Denn wenn jemand sehr gut besoldet 
ist, muss besonders streng geprüft 
werden, ob und in welcher Höhe über-
haupt etwas unzumutbar ist.

Es ist auch ein politisches Signal. 
Wenn gespart werden muss, können 
nicht zuerst die eigenen Rahmenbe-
dingungen optimiert werden. Das ist 
politisch riskant – weil Vertrauen nicht 
durch Formalität entsteht, sondern 
durch Glaubwürdigkeit. 

Warum Vertrauen leidet!

Klaus Kann
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Fallada sinniert vor dem Rathaus. Foto: U. Broniecki

Bahnhof Neuenhagen, Nordseite. Foto: U. Broniecki

Eine Schwimmhalle stünde dem Mittelzentrum gut zu Gesicht. Foto: pixabay
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 Das Sondervermögen für 
ein Hallenbad? ▶ S. 3

 Kommt jetzt das Ende der 
Blaupause? ▶ S. 4 

 Die Lindenstraße wird 
modernisiert.   ▶ S. 5


